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Vierteljahriger Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl 
Porto 2 Thlr. 1, Sgr. Inſertionsgebühr für den 
fünftheiligen Zeile in Petltſchrl 1% Sgr. 


Mittag» Ausgabe. 


Deut ſchland. 
O. K, C. Reichstags⸗ Verhandlungen. 


25. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. (17. Juni.) 


Eröffnung 9 Uhr. Anmweſend find anfangs 65 Mitglieder. Am Tiſche 
der Commiſſarien: Delbrück, Jachmann u. A. i 

Löwe und Harkort interpelliren den Bundesrath: „Beabſichtigt er ein 
Geſet zum Schutze der deutſchen Auswanderer in den Höfen des norddeut⸗ 
ſchen Bundes und auf den demſelben angehörigen Schiffen vorzulegen, und 
welche Maßregel hat er ergriffen, um dieſen Schutz bis zum Erlaß des Ge⸗ 
ſetzes auszuüben? 2 N 

Präſident Delbrück: Es wird Ihnen erinnerlich ſein, daß auf 2 Aus 
wandererſchiffen, welche zu Ende des vorigen und zu Anfang dieſes Jahres 
von Hamburg nach Newyork abgingen, ſehr beklagenswerthe Erſcheinungen 
hervorgetreten find in Bezug auf die Mortalität. Sie riefen 1955 5 des 
Oceans wie in Europa die allgemeine Auſmerkſamkett in ſchmerzlicher Weiſe 
hervor. Nach Artikel 4 der Bundesverfaſſung unterliegen die Beſtimmungen 
über die Nuswanderung nach außerdeutſchen Ländern der Beauſſichtigung 
ſeitens des Bundes. In Ausübung dieſes Aufſichtsrechtes wurde alsbald 
eine Commiſſion von Bevollmächtigten des Bundespräſidiums, der ſächſiſchen 
und mecklenburgiſchen Regierungen nach Hamburg und Bremen abgeordnet, 
um Kenntniß zu nehmen von den dortigen geſetzlichen und thatſächlichen 
Einrichtungen und ihrer Handhabung. Die Commiſſarien haben Bericht 
erſtattet, tiber beide Seiten des Verhältniſſes, die geſetzliche und die admini⸗ 
ſtrative. Was die geſetzliche Seite anlangt, ſo hat, während noch die Com⸗ 
miſſion in Thätigkeit war, eine Aenderung inſofern ſtattgefunden, als die 
Gad boden Factoren Hamburgs die in Hamburg beſtehenden Vorſchriſten 
ergänzt haben. Zr A 

3 63 erſchien daher als die dringendſte Aufgabe, die adminiſtrative in's 

Auge zu fallen und zu erwägen, ob nicht von Bundes wegen die Ausjüh⸗ 
rung der in den Auswanderungsplätzen beſtehenden Beſtimmungen zu über⸗ 
wachen ſei im Intereſſe der betheiliglen Plätze und um dem Publikum eine 
größere Garantie zu bieten, als der beſtehende Zuſtand wirklich darhietet 
oder zu verſprechen geeignet iſt. Die Vorſchläge der Commiſſion ſind dem 
betreffenden Ausſchuß des Bundesraths überwieſen, werden binnen Kurzem 
im Bundesrath zur Beſchlußfaſſung kommen und wird dann die admini⸗ 
ſtrative Seite der Sache ihre Erledigung finden. Gleichzeitig wird auch die 
legislative Seite durch die Bundesgeſetzgebung zu 1 ſein, da alle Be⸗ 
theiligten an dieſer Gleichmäßigkeit ein Inteteſſe haben. Dieſe Frage iſt 
indeſſen nicht fo einfach zu löſen, wie es vielleicht auf den erſten Anblick ‚er: 
ſcheint. Der Vund iſt unzweifelhaft befugt, über die Materie geſetzliche Be: 
ſtimmungen zu treffen. Aber eben ſo befugt ſind die Vereinigten Staaten 
von Amerika, oder jeder andere Staat, nach welchem ſich die Auswanderung 
richtet, Beſtimmungen zu treffen über die Schiffe, welche Einwanderer zu 
ihnen bringen. Eine Geſetzgebung muß daher auf die andere Rückſicht neh⸗ 
men, weil ſonſt ein Verhältniß eintreten kann, wonach in der einen Rich⸗ 
tung etwas erlaubt iſt, was in der andern perboten iſt. Djeſe Lage der 
Dinge complicirt die legislative Frage, jo daß in dieſer Seſſion ein Geſet 
nicht vorgelegt worden iſt, in der nächſten wird eine Vorlage wahrſcheinlich 
dem Reichstage zugehen. 5 

Es folgt die Interpellation des Abg. Schulze an den Bundes: 
Kanzler: 1) ob und welche Einleitungen ſeitens des Bundesrathes in Be: 
ug auf den Wegfall der mecklenburgiſchen und lauenburgiſchen Tranſitzölle, 
bet dem nahe bevorftehenden Eintritt beider Länder in den Zollverein, ge⸗ 
troffen ſind; und 2) welcher Termin für dieſen Eintritt und den damit ſelbſt⸗ 


Raum einer 


Nr. 280 


verſtändlich verbundenen Wegfall der Zölle vom Bundesrath in das Auge ſition ge 


gefaßt iſt?“ 

Sn Schulze: Die Erhebung von Tranſitzöllen i mit der Zolleinigung 
unvereinbar; nur ein Irrthum in der 
den Wegfall der Tranſitzölle in Lauenburg fehlt bis jetzt jede Bekannt ⸗ 
machung, daß fie thatſächlich ſeit Anfang d. J. weggefallen find, habe ich 


ini und acceptire dies dankbar. Aber auch mit Bezug auf Mecklenburg 
0 


ein iſt die Frage von Bedeutung, da von dem Verkehr auf der Berlin⸗ 
Rae Wh in 1 Jahr über 3½ Million Thaler an Tranſitzöllen nach 
ecklenburg hin erhoben find, — Die Schwierigkeit für den Anſchluß 
Mecklenduras an den Zollverein ift durch den Handelsvertrag mit Oeſterreich 
geboben und der Anſchluß ſtebt nahe bevor. Gleichwohl tauchen in letzter 
— hiergegen wieder große Bedenken auf. Ich möchte eine Aeußerung 
erborrufen darüber, wann dieſer Anſchluß bevorſteht. £ 

Präſident Delbrück: Ich beitätige, daß die lauenburgiſchen Tranſitzölle 
ſeit dem 5. Januar d. J. nicht mebr erhoben werden. weil Lauenburg mi 
5 — Zeitpunkte ein Theil des Zollvereins geworden iſt. In Lauenburg 
t unter dem 10. December v. J. eine Verordung ergangen, durch welche die 

eſetzgebung des Zollpereins im Herzogthum vom 5. Januar ab eingeführt 
wird. Obgleich die Geſetzgebeang des Vereins den Satz Uebergangszölle 
nicht zu erheben enthält, b hat man doch es nicht für überflüſſig gehalten, 
in die in Lauenburg exlaſſene Verordnung ausdrücklich die e 
zunehmen; „Von der Durchfuhr werden Abgaben im Herzogthum Lauenburg 
nicht erhoben“. Der Anſchluß Mecklenburgs an den Zollverein und der 
Wegfall der Tranſitzölle ſteht nahe bevor, ein Termin kann jedoch noch nicht 
beſtimmt werden und ich möchte nicht durch nein de EN die Anſicht 
en durch welche der 1. Juli als der Termin des Anſchluſſes er⸗ 
wartet wird. 

Das Geſetz, betr. die Bundesanleihe, wird in der Schluß be⸗ 
rathung ohne Debatte definitiv genehmigt. 

Es folgt die Fortſetzung der Vorberathung des Budgets, und zwar 
zunächſt des Marine⸗Etats. e Yin 

Contre⸗Admiral Jachmann recapitulirt die Ziffern und verweiſt auf 
die Ausführungen des Präſidenten Delbrück nach Annahme des Bundes⸗ 
anleihegeſetzes. Der Etat ſchließe ſich im Allgemeinen dem vorjährigen on, 
die geringen Aenderungen beſtänden darin, daß 20 neue Offizierſtellen creirt, 
die Zahl der Matroſen um 200, die Werftdiviſion um 100 Mann vermehrt 
und eine neue Compagnie Seeſoldaten errichtet ſei. Die Poſition für 
Lootſen⸗ und ne ſel dadurch erhöht, daß die auf das Jade⸗ 
gebiet hierfür fallende Rate, die früher im Etat der Verwaltung des Jade⸗ 
gebiets geſtanden, 5 1869 auf den Bundesmarine⸗Etat übertragen ſei. 

Abg. Roſt hält es für bedenklich, bei dem noch fortdauernden Kampf 
zwiſchen Artillerie und Panzer augenblicklich bedeutende Ausgaben für Ban: 
zerſchiffe zu machen. Zur Ausbildung tüchtiger e ſei ein lang⸗ 
jähriger Seedienſt erforderlich, und Hache biete ſich die beſte Gelegenheit 
durch Expeditionen nach den chineſiſchen ewäſſern, mit denen man gleich⸗ 
zeitig die eiviliſatoriſche Miſſion verbinden könne, der dort herrſchenden See: 
räuberei ein Ende zu machen. . 

Bundescommiſſar Jachmann: Die Marine⸗Verwaltung hat ein auf 
merkſames Auge auf die Erfahrungen und Anſichten, die ſich bezüglich der 
Schiffspanzer Bahn brechen. Die Panzerſchiffe, welche wir haben, entſpre⸗ 
chen volltemmen den Anforderungen, die man heute an dieſelben zu ſtellen 
berechtigt iſt; der „König Wilhelm“ ift ſogar das ſtärlſte Schiff, das irgendwo 
ſchwimmt. Die Abſendung von Schiffen in die chineſiſchen Gewaſſer liegt 
in der Abſicht der Verwaltung, doch wird ſich dieſelbe vielleicht bis in das 
nächſte Jahr bineinziehen, da die Mannſchaften kaum vor dem Herbſt ein» 
gezogen werden können und die dazu beſtimmte „Hertha“ — wie Sie wiſſen 


— euer gefangen bat; ich kann Ihnen übrigens bei dieſer Gelegenheit 
N e Mittheilung machen, daß der erlittene Schaden nur unbe⸗ 
tend iſt. j 


Es wird hierauf die Specialvebatte über die laufenden Aus aben 
eröffnet. Dieſelben ſtellen ſich für das Marine⸗Miniſterium 71,850 Thlr. 
Hierzu beantragt der Abgeordnete Bockum⸗Dolffs, die beſtimmte Erwar⸗ 
tung auszuſprechen: es werde im Etat für 1870 das Gehalt des Marine: 
Miniſters in Anſatz gebracht, auch die Stelle ſelbſt alsdann nicht ferner mit 
het Be preußiſchen Kriegsminiſters combinirt, ſondern ſelbſtſtändig be: 
etzt werden. i 

Abg. Harkort betont die Nothwendigkeit eines verantwortlichen Marine: 
Miniſters für den Bund, und ſpricht ſein Bedauern darüber aus, daß man 
wegen der früheren Reduction des Marine⸗Etats auch die Abſendung eines 
Kanonenbootes zum Schutze der Nordſeeſiſcherei unterlaſſen habe. 

Abg. v. Bocum⸗Dolffs -beitzwortet ſeinen Antrag. bleibt aber faſt 


5 unverſtändlich; mehrfach durch dengkuf: „Lauter“ unterbrochen, räth er denen, 
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Grprbition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdent übernehmen alle Poſt⸗ 


Unſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint 


Donnerstag, den 18. Juni 1868. 


die ihn hören wollen, näher zu kommen, eine Aufforderung, der wir leider 
nicht im Stande ſind Folge zu leiſten. 

Präſident Delbrück bittet, den Antrag an dieſer Stelle abzulehnen, da 
er mit der geſammten organiſchen Entwickelung des Bundes zuſammenhänge. 
Es beſtehe ein vollſtändig ſelbſtändiges Maripeminiſterium, welches mit dem 
Kriegsminiſterium nur in der Spitze durch eine Art von Perſonalunion ver⸗ 
bunden ſei; im Uebrigen hänge es mit demſelben nur in ſo weit zuſammen, 
als es bei zwei Reſſorts, deren Zwecke gemeinſam auf die Landesvertheidi⸗ 
gung gerichtet find, die Natur der Sache verlange. 

Bundescommiſſar Jachmann beſtreitet Harkort gegenüber, daß der 
Comet“ in Folge der Reduction des Marine⸗Etats außer Dienſt geſtellt 
ſei; es ſei dies bereits vorher geſchehen. Uebrigens werde ein Kanonenboot 
zum Schutze der Seefiſcherei im Herbſt abgehen, in der Nordſee überwintern 
und im Frübjahr ſofort an die Erfüllung ſeiner Miſſion gehen. 

Abg. b. Bockum⸗Dolffs: Die vom Präſidenten des Bundeskanzler: 
amtes erwähnte abe der kann doch nur den Zweck einer Erſparniß 
von 12,000 Thlr. haben; der Wichtigkeit der Sache gegenüber halte ich eine 
ſolche Sparſamkeit nicht angemeſſen. : 

Abg. v. Kirchmann erwartet, daß die Stellung des Kriegs⸗ reſp. Ma: 
rineminiſters zu der des Bundeskanzlers in Zukunft keine ſubordinirte, ſon⸗ 
dern eine coordinirte ſein werde; beide müßten mit einem Bundes⸗Finanz⸗ 
miniſter ein Collegium bilden, das als verantwortliches Miniſterium an der 
Spitze der Bundesverwaltung ſtehe. Eine Trennung des Kriegs⸗ vom Ma⸗ 
rineminiſterium ſei 1 e Bei der e der Bundesverhältniſſe 
wolle er augenblicklich keinen Vorwurf erheben, daß eine ſolche Maßregel 
noch nicht getroffen ſei, er verwahre ſich aber dagegen, durch ſeine uſtim⸗ 
mung zu dem vorliegenden Etat eine Billigung des gegenwärtigen Zustandes 
ausſprechen zu wollen, und hoffe eine baldige Abhilfe der Mängel. . 
5 ales des Abg. Bockum⸗Dolffs wird hierauf mit großer Majo⸗ 
rität abgelehnt. 

Für Verwaltungsbehörden verlangt der Etat 44,250 Thaler, für 
Militär⸗Perſonal 910,512 Thaler. Hierzu bemerkt Abg. Harkort, daß 
er das Gehalt und Servis für das Marine » Militär für zu gering halte; 
man dürfe das letztere mit den Landtruppen nicht in gleiche inie ſtellen. 
Indienſthaltung der Fahrzeuge 650,000 Thlr. Tweſten ſetzt vor⸗ 
zus, daß, nachdem jetzt die Möglichkeit zur Realiſirung der Anleihe gegeben 
iei, die Indienſtſtellung der Schiffe in der Art geſchehen werde, wie im Or⸗ 
dingrium des Etats für 1868 vorgeſehen worden. Präſident Delbrück be: 
tätigt dies. Krankenpflege 56,739 Thlr.; Servbis⸗ und Garniſon⸗ 
Verwaltungs-Koſten 38,500 Thlr.; Reiſekoſten 39,000 Thlr.; für 
Unterrichtsweſen und wiſſenſchaftliche Zwecke 14140 Thlr. Abg. 
barkort wünſcht dieſe Summe in Zukunft erhöht zu ſehen. aterial 
660,000 Thlr. Abg. Harkort findet daß die Koſten für die Verwaltun 
und für den Betrieb der Werfte zu einander in keinem richtigen Verhältniß 
ſtehen; die letzteren ſeien gegen die erſteren zu niedrig bemeſſen. 1 
B.⸗K. Jachmann: Der Vorwurf iſt unbegründet, da für den Betrieb 
im Extraordinarium noch eine bedeutende Summe ausgeſetzt iſt. Lootſen⸗ 
weſen und 33 der Jade 14,415 Thlr. Der Wunſch Harlort’s, 
auf der Inſel Sylt eine ootſenſtation zu errichten, wird vom BR. Jach: 
mann dahin beantwortet, daß dies nicht Aufgabe der Bundesverwaltung ſei. 

Roben: Ob das zum Schutze der Seefiſcherei beſtimmte Kanonenboot 
— — zur Beaufſichtigung und Bewachung geſtrandeter Schiffe dienen 
nne } 1 
BR. Jachmann: Der erſtere Zweck nimmt die Thätigkeit eines Bootes 
hinlänglich in Anſpruch; ſobald jedoch eine Marineſtation in der Nordſee be⸗ 
gründet Ki el sh Kanonenboot auch für den letzteren Zweck zur Dispo: 
ellt werden. 7 8 
Cas folgen hierauf die einmaligen Ausgaben. Zur Fortſetzung der 
— der Jade 2,000,000 Thlr. x 

Abg. Harkort entwickelt die Nothivendigkeit einer größeren Zahl von 
Häfen und weiſt dabei auf den früdern Plan eines Hafens im Jasmunder 
Bodden hin. Von Memel bis Kiel ſei kein Hafen, in welchen die Flotte ein⸗ 
laufen könne. Auch der Hafen an der Jade ſei nicht tief genug, um das 
Panzerſchiff König Wilhelm“, das einen Tiefgang von 26% Fuß habe auf 
unehmen. Was die Verbindung zwiſchen Nord: und Oſtſee betreffe, fo fei 
dor dem Kanal aus dem Kieler Hafen ein Kanal von Flensburg nach Sylt 
ins Auge zu faſſen, derſelbe werde kürzere Zeit in Anſpruch nehmen und 
bedeutend billiger ſein. 1 

Abg. v. Moltke: Es wäre gewiß ſehr wünſchenswerth, daß wir noch 
mehr Häfen hätten, es iſt auch danach geſucht worden; ich will aber doch 
bemerken, daß der Hafen im Jasmunder Bodden incl. der Feſtungswerke auf 
einige dreißig Millionen zu ſtehen kommt; ich glaube im Gegentheil, daß 
wir zu lange nach Häfen geſucht und Befeſtigungen projectirt haben, die ſo 
foftipielig ſind, daß für die Flotte, die fie ſchützen ſollen, nichts übrig bleibt. 
In Bezug auf den Canal möchte ich eine thatſächliche Mittheilung machen. 
Ich zweifle nicht, daß der ſogenannte Königshafen dan gut ſein mag, ob» 
wohl die Einfahrt eine ſchwierige iſt, es fehlt aber die Verbindung des 
Romde nach dem Continent, und es müßte ein außerordentlich koſtſpieliger 
Bau vorgenommen werden, um dieſe Verbindung herzuſtellen, denn Ebbe 
und Fluth gehen läglich piermal über die Watten weg. Was den Canal 
von Flensburg betrifft, jo iſt mir die eigenthümliche Geſtaltung des Terrains 
ebenfalls aufgefallen, als wir im Jahre 1864 in Schleswig ſtanden, und ich 
habe daſſelbe näher unterſucht. Der Höhenrücken der Halbinſel zieht ganz 
nahe an der Oſtküſte hin und fällt ſteil zum Flensburger Hafen ab. Von 
der Flensburger Bucht aus ſteigt ein Thal aufwärts, und in der Entfernung 
von nur 1500 Schritt liegen ſchon die Quellen der nach der Nordſee ab⸗ 
fließenden Bäche. Es liegt alſo nahe zu vermuthen, daß hier in der aller⸗ 
Zünſtigſten Richtung für die Schifffahrt ein Canal herzuſtellen fein könnte. 
Ich habe dieſe Höhen in zwei Richtungen nivelliren laſſen und zwar durch 
einen zuverläſſigen Ingenieur⸗Geographen, es ergab ſich aber, daß die Höhe 
an der niedrigſten Stelle 121 Fuß beträgt. Ich muß dabei bemerken, daß 
auf der Höhe ein Waſſer zur Speiſun eines Canals nicht vorhanden iſt. 


Außerdem würde ein Canal, mit Schleuſen gebaut, wieder die Saiftiahtt, 


hemmen. Sie müſſen ſich alfo einen Graben vorſtellen, der 120 + 32 Fuß 
tief und oben 600 Fuß breit fein würde. Einen ſolchen Graben auch nur 
auf die Entfernung von ein paar Tauſend Schritt zu führen, würde koſt⸗ 
ſpielig, aber möglich ſein; das Schlimmite iſt nur, daß das Terrain von der 
Hoͤhe nach der Nordſee hin ſich ſo allmälig abflacht, daß auf eine Entfernung 
von noch 2 Meilen der Canal immer noch eine Tiefe von 123 Fuß haben 
müßte. Dieſer Canal würde daher viel theurer werden, als der andere auf 
30 Millionen veranſchlagte, der noch den Vortheil hat, daß er aus dem be⸗ 
feſtigten Kieler Hafen nach dem en befeſtigenden Hafen an der 
unteren Elbe führt. Das Project, den Canal von Flensburg äus zu führen, 
halte ich demnach für unausführbar. f 
Bundescommiſſar Jachmann conſtatirt, daß auch in die großen Häfen 
Englands und Ka die Flotte nicht bei jedem ne einlaufen 
könne. Dies Bedenken gegen den Hafen an der Jahde ſei alſo nicht ſo ge⸗ 
wichtig, und man fene dadurch nicht abhalten laſſen dürfen, auch noch 
tiefer gehende Schiffe zu bauen, als der 2 Withelm“. 5 
Zur Befeſtigung des Jahdehafens find ausgeſetzt 400,00 Thlr.; 
zum Bau einer Kirche und Schule an der Jahde (Heft) 30,000 Thlr.; 
zur Nee eines Feuerſchiffs (Reit 15,000 Thlr.; zum Bau 
des Kieler Etabliſſemenks 1,000,000 Thlr.; für die Befeſtigung des 
Kieler Hafens 400,000 Thlr.; für Land» und Waſſerbauteu 110,000 
309600 Beſchaffung ſchwerer Geſchütze und zu Schieß verſuchen 
300,000 Thlr.; für unterſeeiſche eee 10,000 Thlr.; 
zur erſten Einkleidung und Verſtärkung des See-Bataillons 
12,300 Thlr. Alle dieſe Positionen werden ohne Debatte genehmigt. 
Eine Discuſſion erhebt ſich nur über die Forderung von 1,704,108 Thlr. 
zum Bau von Schiffen. 5 j z 
199 arkort wünſcht, daß man bei der noch nicht entſchiedenen Con⸗ 
troverſe über die Zweckmäßigkeit von dei dh en mit dem Bau derſelben 
vorſichtig ſei, und unterzieht einen Theil der Flotte einer verurtheilenden 
Kritik, gegen die ſie der Bundescommiſſar Jachmann er Ders, 
jelte beantwortet die Frage Tweſtens, welche Bauten für das na ie Jahr 
in Ausſicht genommen ſeien, dahin, daß man mit dem Bau einer anzer⸗ 
Corvette („Hanſa“) und einer Glatldeck⸗Corvette („Ariadne“) vorgehen werde. 
Ob man außerdem ein großes Panzerſchiff in Angriff nehmen werde, unter⸗ 


liege noch der Berathung. Auch dieſe Poſition wird hierauf mit großer 
Majorität genehmigt. 

Es folgt die Berathung der noch rückſtändigen außerordentlichen 
Ausgaben, nämlich die Zinſen aus der Bundes⸗Anleihe im Be⸗ 
trage von 277,815 Thalern und die Forderung von 150,000 Thalern als 
erſte Rate zum Ankauf des Grundſtäckes Wilhelmsſtraße 74 für den 
Bau eines Bundes rathspalais. Die erſteren werden ohne 
zu dem zweiten Punkt n mmt das Wort 
Präſident Delbrück und legt den ſpecielleren Plan des Grundſtückes 
por. Die Erwägung des Bundesrathes habe es als zuläſſig erſcheinen 
laſſen, nur einen Theil des Grundſtückes zu kaufen, ſo daß ſich die Ge⸗ 
Inne Suutngune gut 0% 7 5 die oa ale alfo auf I 
ermäßige. er Baugrund ſei hierbei mit r., das Gartenland mi 
30 Thlr. pro Quadratruthe berechnet. : 7% 


gene Grundftüd zu kaufen, da die Taxe billig ſei und man dadurch 
15 genug für ein Gebäude zu den Berathungen des Reichstages 
gewinne. 7 3 : 2 


Waldeck: Der Kauf kann natürlich erſt perfect werden, wenn der 


Abg. 
preu iche Landtag feine Zuſtimmung gegeben hat, da das Grundſtück 
breußiſches Staatseigenthum iſt. Ich bin aber überhaupt dagegen, daß ur 
ſich daſſelbe bezahlen läßt. Preußen bildet den weitaus größten Theil des 
Bundes, die Geld⸗Ausgabe würde alſo im Weſentlichen nur aus einer 
Taſche in die andere geſteckt werden; ſodann aber halte ich es auch für eine 


Pflicht des Anſtandes, daß wir die übrigen Vertreter unentgeltlich bei uns 


aufnehmen, und ſollte etwa für die Lokalität, in der wir uns befinden, 
vom Bunde Miethe gezahlt werden, jo müßte ich dies für hoͤchſt unpaſſend 


erklären. 

„ conſtatirt, daß für die Räume des Herrenhauſes 

2238 iethe, noch irgend eine andere Entſchädigung für Abnutzung gezahlt 
erde. ö 

Abg. v. Hennig: Ich ſchließe mich der Anſicht des Vorredners nicht 
an. In der Poft: und Telegraphenverwaltung wird es öfter geſchehen, daß 
Gebälde in den Beſitz des Bundes übergehen. Ebenſo wenig, wie don den 
Kleinſtaaten, können wir von Preußen verlangen, daß es Fin Eigenthum 
ohne Entſchädigung 1 Die Taxe finde ich ſehr niedrig. Ein Privat 
mann würde für den Baugrund ſtatt 500 Thlr. 800 und für Gartenland 
ſtatt 30 Thlr. 200 pro Quadratruthe bezahlen muſſen; der Bund macht alſo 
wahrhaftig kein ſchlechtes Geſchäft. 

Abg. Roſt: Ob das Grundſtück unentgeltlich her egeben werden ſoll, 
haben nicht wir, ſondern der preußiſche Landtag zu 8 — Wir müſſen 
dem Bundesrath wenigſtens die nach einer angemeſſenen Taxe feſtgeſtellten 
Mittel zum Ankauf bereit ſtellen. > 


Abg. v. Rabenau tritt der Anſicht des Abg. Waldeck bei. 
a v. Kirchmann: Ich wünſche mit dem Abg Tweſten, daß das 
ganze Grundſtück angekauft wird, der Reſt iſt doch zu klein, alı daß die 


preußiſche Regierung damit etwas anfangen könnte. 
Abg. v. 


Reichstag und Zollparlament verwendet werde und beſtreitet die Pflicht der 


vreußiſchen Regierung, den Kauf dem preußiſchen Landtage vorzulegen. 
Dieſe Pflicht wäre nur vorhanden, wenn das Grundſtück pre Entgelt, mch f 
wenn es nach einer entſprechenden Taxe an den Bund überlaſſen würde. 


aber 

Abg. v. Hoverbeck: Es ſcheint, daß ſich die Herren bis ans Ende der 
Tage mit dem Norpdeutſchen Bund gemüthlich einrichten wollen. Ich hoffe 
von der Entwickelung Deutſchlands, daß ſie in nicht zu ferner Zeit einen 
norddeutſchen Reichstag überflüſſig machen wird. Die Localitäten des 
Herrenhauſes und Abgeordnetenhauſes ſtehen uns ja zur Verfügung, und 
en geen 4000 beider Körperſchaften mit dem Reichstage iſt unmög⸗ 
ich; ich ſehe desha 
vera 3 7 e 1 ten. aa, ; 

Abg, Lasker: Ich hoffe, daß ein norddeutſches Parlamentsgebäude die 
Einheit Deutſchlands nicht wird ſcheitern laſſen, und haben wir Diele erreicht, 
ſo werden wir die Räume ebenſo gut brauchen wie heute, nur daß aus dem 
norddeutſchen ein deutſcher Vundesrath wird. f 

Die Poſition wird hierauf mit großer Majorität bewilligt. 

„Der Reſt der noch übrigen Etatsberathun 
ledigt und die Poſitionen gewiſſermaßen en bloc bewilligt. 

räſident Delbrück: Nachdem die Vorberathung über die einzelnen 
Etats beendigt iſt, kommen wir zu dem Ctatsgeſetz ſelbſt. Ich bemerke hierzu, 
daß nach den im Etat angenommenen Veränderungen die Einnahmen und 
Ausgaben von 72,275,904 Thlr. ſich auf 77,701,135 Thlr. erhöht haben, und 
zwar ſind die fortdauernden Ausgaben von 68,681,404 auf 69,725,137 
Thlr., die einmaligen und außerordentlichen von 3,594,500 auf 
„975,998 Thlr. geſtiegen. 

Der Vicepräſident v. Bennigſen übernimmt den Vorſitz. 

Abg. Graf Bethuſy⸗Huec hat im Anſchluß an den Etat eine Reſolution 
beantragt, die dahin geht, den Bundeskanzler aufzufordern, die Koſten des 
auswärtigen Miniſteriums in Preußen für das Jahr 1870 auf den Etat des 
norddeutſchen Bundes zu übernehmen. 

Der Antragſteller motivirt dieſelbe durch die Bas des Bundes die 
gemeinſamen Koſten gemeinſam zu tragen. Die preußiſchen Geſandten ſeien 
zugleich Bundesgeſandte und hätten als ſolche einen — wenn auch nur 
ideellen — klagbaren Anſpruch an die Bundeskaſſe. 
Jahre habe der Reichstag unter Zuſtimmung faſt aller Parteien einen ähn⸗ 
lichen Beſchluß gefaßt, und der Bundeskanzler ſelbſt habe ſein Einverſtändni 
mit demſelben n Wenn Preußen von dem Rechte, won 
jeder Einzelſtaat Geſandte ernennen darf, Gebrauch gemacht habe, ſo ſei es 
nur im Intereſſe des Bundes geſchehen und das Verhältniß des in einer 
Perſon vereinigten preußiſchen und Bundesgeſandten zu einander ſei kein 
anderes, als das des Bundesgeſandten zu dem Geſandten irgend eines Klein⸗ 
ſtaates. Auf die Dauer aber ſei Preußen der Frohndienſt nicht zuzumuthen 
mit feiner Kaſſe immer für Bundeszwecke einzutreten, das nobile officium 
werde endlich zu einer Laſt. Durch den Uebergang der preußiſchen Geſand⸗ 
ten in Bundesgeſandte würden die erſteren und damit hoffentlich alle Son⸗ 
dervertretungen der Einzelſtaaten aufhören. Schon aus dieſem Grunde 
müſſe der Antrag angenommen werden, denn die Sonderbertretungen ſeien, 
wenn fie Bundesintereſſen verfolgen, überflüſſig, wenn nicht, ſchadlich. Wolle 
man einen norddeutſchen Bund, vann ſolle man auch keine preußiſche oder 
ſächſiſche, ſondern deutſche Politik treiben. (Beifall.) x 
Abg. v. Blandenburg: Wir werden gegen die Nefohition ſtimmen 
in der Ueber gung, daß der Herr Bundeskanzler die Wege zu dem bes 
zeichneten Ziele ſchon allein finden wird. 

Der Antrag des Grafen Bethuſy wird mit großer Majorität an⸗ 
? Senn. (dagegen nur die Rechte und einzelne Liberale, wie Meier 

remen )). 

Der Antrag Kruger (Hadersleben): „Der auf die Bevölkerungen Nord⸗ 
ſchleswigs entfallende Antheil an den finanziellen Leiſtungen für — nord⸗ 


deutſchen Bund wird einer beſonderen Kaſſe überwieſen und ſo lange von 
einer Commiſſion in Flensburg ſelbſtſtändig verwaltet, bis die Bevölkerungen 
ibter Sede e kundgethan 

riedens vom 

25 i 


Nordſchleswigs ihre Wünſche in Betreff 
haben, eventuell die Ungiltigkeit des Art. 5 des Prager 
23. Auguſt 1866 durch beide Paciscenten verkündet worden iſt“ — w 
ohne Debatte mit allen Stimmen gegen die des Antragſtellers abgelehnt 
und darauf das Etatsgeſetz faſt einſtimmig FEN reg womit die 
Vorberathung des Bundeshaushaltes pro 1869 geſchloſſen iſt. me 
Es folgt darauf die J. und 2. Berathung über den Geſetzentwurf, bes 
ee Rechnungsreviſions⸗Behoͤrde des e 
Nach § 1 der Vorlage ſoll die preußiſche Ober⸗Rechnungskammer bis 
auf weitere 1 3 die — des Bundes aushalts 
des Bundeseigenthums und der Verwaltung der Bundesſchulden Ai Red: 
nungshof des norddeutſchen Bundes führen. Nach § 2 wird fie 
dazu durch vom Bundesrathe gewählte, vom Bundesprälſidium angeſtellte 
Mitglieder auf Grund unferer Beſtimmung des Bundesraths verſtärkt. Nach 
$ . An ben ee 6 5 
un ichten, wie ſie als preußiſche Behörde den preußiſchen Beamten und 
Behörden gegenüber hat. Nach $ 4 hat der Decnungshe i 
des Bundeskanzler⸗Am's und Reichstags dom 1. ab, die der 
Bundes⸗Militär⸗Verwaltung von dem Zeitpunkt ab, mit welchem die betref. 


+ 


Debatte genehmigt, 


65,000 Thlr. 


= 


Patow hofft, daß der übrige Raum zu einem Gebäude für 


b keinen Grund, neue Paläſte zu bauen, die ebeno 


wird 1 emerkung er⸗ 


Bereits im vorigen 
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RED. 


z ee Contingente auf den Bundes⸗Etat 
e 


5 5 
Deer echnungskammer als 


ſetzen: für die Jahre 1867, 1868 


dem 


angeſtellt.“ l 


Das 


Abänderungen genehmigt. 


Gewerbe⸗Betrieb und die 


— 


etreten ſind, und die ſonſtigen 
. eviſion zu unterziehen. Na 
inſtruirt der Bundeskanzler im Einvernehmen mit dem Bundesrath die 
echnungshof des Bundes. 

Abg. Tweſten beantragt: 1) die Ueberſchrift des Geſetzes dahin zu fallen: 
1 „beterikt die Controle des Bundeshaushalts für die Jahre 1867 
U ’ 


2) im § 1 ftatt der Worte 8 weitere geſetzliche Beſtimmung“ zu 

un 

3) dem § 5 zuzufügen: Dieſe arg wird dem Reichstage bei deſſen 
t. € 


nächſten men: mitgetheilt. 5 a l 
bg. b. Kirchmann beantragt: 1) die in Rede ſtehende Einrichtung nur 


nungen vom 1. Januar 1868 ab ihrer 


für . bis zum Schluß des Jahres 1868. 


) Dem 
in enge auf die Obe 
oͤnige zuſtehen, treten in Beziehun ) 
deutſchen Bundes diejenigen Rechte, welche dem Bundespräſidium nach der 
aſſung und den Geſetzen des Bundes zuſtehen. 
) Als S 5 einzuſchalten: Der allgemeinen Rechnung über den Bundes⸗ 
Fei t jeden Jahres, welche das Präsidium dem Bundesrath und dem 
eichstag zur Enklaſtung vorzulegen hat ſind Bemerkungen des Rechnungs⸗ 
hofes beizufügen, welche enthalten müſſen: a) ob die in der Rechnung in 
nnahme und Ausgabe aufgeführten Beträge mit denjenigen übereinſtim⸗ 
men, welche in den don dem Rechnungshofe revidirten Kaſſenrechnungen in 
Einnahme und Ausgabe nachgewieſen ſind; b) ob und welche Etatsüber⸗ 
ſchreitungen ſtattgefunden haben. Als ſolche gelten auch Uebertragungen von 
Einnahmen und Ausgaben aus einem Titel oder Capitel der von dem Reichs⸗ 
tage genehmigten Haupt: und Special⸗Etats und des Militär⸗Etats auf 
andere Titel und Kapitel, ſo weit dies nicht in dem . Etat ſelbſt 
ausdrücklich geſtattet iſt; e) ob und welche Ausgaben außerhalb des Etats 
attgefunden haben, zu denen die Genehmigung des Reichstages noch nicht 
ebracht iſt; d) die Fälle erheblicher Art, in welchen bei der Finanzver⸗ 
waltung des Bundes nach Anſicht des Rechnungshofes gegen die Geſetze 
verſtoßen iſt, ſo weit nicht dieſe Verſtoße in Folge der Erinnerungen des 
Rechnungshofes bereits vor Aufitellung der Bemerkungen beſeitigt find. 
Als § 6. Die Inſtruction u. ſ. w. werden dem Reichstage bei deſſen 
nächſtem Zuſammentritt mitgetheilt. ; 
bg. Tweſten: Die Vorlage ift nur ein proviſoriſches Auskunftsmittel 
für die nächſten Jahre. Die Oberrechnungskammer war von Anfang an nur 
auf den abſoluten Staat berechnet; das in der preußiſchen i ver⸗ 
heißene Geſetz über ihre Organiſation iſt noch immer nicht erlaſſen, ſelbſt in 
Ben alſo hat fie nur einen proviſoriſchen Charakter, die wir unmöglich 
als eine definitive Einrichtung in den Bund aufnehmen konnen. azu 
kommt, daß die Inſtruction für die Oberrechnungskammer von 1824 nicht in 
die Geſetzſammlung aufgenommen ib: viele ergänzende Beſtimmungen der⸗ 
ſelben find nicht einmal gedruckt. Das iſt doch jedenfalls eine zu unſichere 
Grundlage für den Reichstag In Preußen iſt alle Welt einig, daß eine 
Reorganiſation der Oberrechnungskammer dringend nothwendig iſt. Kühne 


§ 3 folgenden Nia anzufügen: An Stelle der Rechte, welche 
r⸗Rechnungskammer in Preußen verfaſſungsmäßig 
auf den Rechnungshof des nord⸗ 


konnte der die Monita der Oberrechnungskammer prüfenden Commiſſion des 


Abgeordnetenhauſes mit Recht ſagen: Sie prüfen etwas, was Sie gar nicht 
eien konnen und treiben alljährlich ein Gaukelſpiel mit der Decharge⸗Er⸗ 
theilung. Mehr als den Verlegenheiten des Augenblicks abzuhelfen, dürfen 
wir nicht thun. Die Organiſation eines Rechnungshofes für ein großen 
Staatsweſen gehört zu den chwierigſten Angelegenheiten der Legislative, 
ei awer auch nur einen Verſuch dazu zu machen, iſt unmöglich. Ja ich 
in ſogar dagegen, auch nur einzelne materielle Beſtimmungen einzufügen, 
wie es Hr. v. Kirchmann verſucht. Ich halte es für da die Befugniſſe, 
welche die Regierungen dauernd für den Rechnungshof in Anſpruch nehmen, 
auf die Jahre 1867—1869 zu beſchränken. Das Jahr 1869 habe ich dazu 

nommen, obgleich ich ganz beſtimmt erwarte, daß wir im Laufe des näch⸗ 
ten Jahres eine Vorlage über die definitive Organiſation der Rechnungs⸗ 
Behörde erhalten werden; aber es laufen auch ſchon während des Finanz⸗ 
jahres verſchiedene Fragen ein, die von der Rechnungsbehörde beantwortet 
werden müſſen, und es wird deshalb in jeder Beziehung praktiſch ſein, uns 
nicht für das Jahr 1869 dem etwaigen Nichtvorhandenſein einer ſolchen zu⸗ 


N auszuſetzen. Wenn wir dieſe Friſt von 1867 — 1869 feſt⸗ 


eben, dann können wir uns für die Vorlage einverſtanden erklären, aber 
machen Sie keinen Verſuch, etwas, was ſeloſt nach den Motiven der Regie⸗ 
8 nur etwas Proviſoriſches ſein ſoll, zu einem Definitivum zu machen. 

eh. Finanzrath Günther: Das Geſetz ſoll nur ein proviſoriſches ſein. 
Ein defmitives iſt eine ſehr ſchwierige Aufgabe, und es iſt zweifelhaft, ob 
dieſelbe ſelbſt im nächſten Jahre einer befriedigenden 22 entgegengeführt 
werden wird. Eventuell jedoch iſt jedenfalls das Twe len Ihe mendement 
dem des vn v. Kirchmann vorzuziehen. 

Abg. p. Blanckenburg: 51 bitte um einfache Annahme der Regie⸗ 
rungsvorlage. Der Zweck des Abg. Tweſten, einen gewiſſen Druck auf die 
Vorlage eines definitiven Geſetzes zu üben, wird durch feine Faſſung nicht 

* gu erreicht, als durch die Erklärung der Regierung. Das Haus ſteht 
ei der letzteren beſſer, da ihm damit ſeine Initiative auch für das 
nächſte Jahr vorbehalten iſt. 8 > 
Abg. v. Kirchmann: Den Termin nur bis Ende 1868 auszudehnen, 
iſt ausreichend; was hindert uns in der nächſten Seſſion ein definitives 


geh zu ſchaffen. Können wir uns nicht einigen, ſo dehnen wir das Pro⸗ 
oriu 


viſorium auf ein weiteres Jahr aus; aber gleich jetzt das zu beſchließen, 


liegt kein Grund vor. Die Frage nach der Beſchaffenheit der Bemerkungen, 


welche die Oberrechnungskammer zu den Etats machen ſoll, muß ſchon heute 
geregelt werden, da in Preußen Beſtimmungen hierüber gar nicht beſtehen. 
bg. Grumbrecht: Wir Neupreußen befinden uns pier einem Geſetze 
gegenüber, deſſen Inhalt wir gar nicht kennen. Da empfieblt es ſich wohl 
deſto mehr, nur eine proviſoriſche Einrichtung zu treffen, wie es in dem 
Amendement Tweſten Ken b 
Abg. v. Hoverbeck ſtellt zu § 2 das Amendement: „Die neu hinzu⸗ 
tretenden Mitglieder werden vom Bundes-⸗Präſidium „proviſoriſch“ 


Bundescommiſſar Günther: Die neu angeſtellten Beamten werden 
auch bei der ſpäteren definitiven Organiſation der Rechnungsbehörde ver⸗ 
wel werden können, Es iſt daher kein Grund, fie nur proviſoriſch an⸗ 
zuſtellen. 5 8 j 

Abg. Miquel: Propiſoriſch angeftellte Beamte gewähren nicht die Ga⸗ 
rantie, wie definitiv angeſtellte. 4 
Abg. Lasker: Das Amendement v. Hoverbeck iſt ſelbſtverſtändlich. Des 

nitiv können Beamte nur dann angeſtellt werden, wenn etatsmäßige Ge⸗ 

ö 45 U Etat für ſie zur Verfügung geſtellt ſind, waͤs bisher nicht ge⸗ 

en iſt. 5 

Das Amendement v. Hoverbeck wird abgelehnt. 

Geſetz wird unter dem Titel „Geſetz, betreffend die Controle des 
Bundeshaushalts für die Jahre 1867 —1869“ mit allen Tweſten'ſchen 
0 Die Kirchmann'ſchen werden abgelehnt. 

Es folgt die Discuſſion über den von den Abgg. Lasker und Mi 
eingebrachten Geſetzentwurf, betreffend den Betrieb der ſtehenden Gewerbe. 

F 1. Das den Zünften zuſtehende Recht, Andere vom Betriebe eines 
Gewerbes auszuſchließen, iſt aufgehoben. 

8 2. Ausſchließliche Gewerbeberechtigungen, Zwangs⸗ und Bannrechte 
und alle anderen, als die im $ 1 erwähnten Verbietungsrechte, ſowie die 
anderen, als staatlichen Berechtigungen, Conceſſionen zu ertheilen, ferner alle 
Abgaben, welche für den Betrieb eines Gewerbes entrichtet werden, mit 
Ausſchluß der ſtaatlichen Gewerbeſteuer, und die Berechtigungen, dergleichen 
Abgaben aufzuerlegen, hören am 1. Januar 1870 auf. 

Neue Befugniſſe dieſer Art, ſowie neue Realgewerbeberechtigungen können 
nach dem Sr dieſes Geſetzes weder durch Verleihung, noch durch Ver⸗ 
jährung oder Vertrag begründet werden. 2 

Die Beſtimmungen darüber, ob und in pelchem Umfange für die in 
Wegfall kommenden Befugniſſe zu entſchädigen fei, bleibt den einzelnen Staaten 


ülb'berlaſſen. f 
8 3. Für den Betrieb eines Gewerbes iſt ein dae be anf Weiteres 
nicht mehr erforderlich. Dieſe Beſtimmung findet jedoch bis auf Weiteres 


keine Anwendung auf den Gewerbebetrieb der Aerzte, Apotheker, Hebammen, 
Advokaten Notare, Seeſchiffer und Lootſen. 
Die Unterſcheidung zwiſchen Stadt und Land in Bezug auf den 
{ Ausdehnung deſſelben hört auf. 
Der gleiöpeitige Betrieb verſchiedener Gewerbe, ſowie deſſelben Gewerbes 
in mehreren Betriebs- oder Verkaufsſtätten iſt are , - 
„Jeder Gewerbetreibende darf hinfort Geſellen, Gehilfen, Lehrlinge 


und Arbeiter in jeder Art und beliebigen Zahl halten. Geſellen und Ge⸗ 


hilfen ſind in der Wahl ihrer Meiſter oder Arbeitgeber unbeſchränkt. 


In Betreff der Berechtigung der Apotheker, Gehilfen und Lehrlinge an⸗ 
zunehmen, verbleiben die Landesgeſetze in Kraft. 

Amendements: 1) des Abg. Grafen Kleiſt: „Statt des Lasker'ſchen 
Geſetzentwurfs die von der Regierung vorgelegte Gewerbeordnung (die be⸗ 
kanntlich circa 200 ‚Paragraphen enthält) anzunehmen.“ 

2) Im Falle der Ablehnung dieſes Antrages ſtellt er das eventuelle 
Amendement: a das Lasker'ſche i neuen 8 7 einzufügen, welcher 
lautet: „Mit Geldbuße bis zu 10 Thlr. oder Gefängniß bis zu 8 Tagen 


* 


ch lichen Grund die Arbeit verlaſſen 


Miquel“ 
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Gehilfen oder Fabrikarbeiter, welche ohne geſehz⸗ 
en ch a Ungehorſams vi one erlebe 
Miderfpenftigteit ſchuldig machen.“ 


Beide Amendements werden von der äußerſten Rechten (Wagener [Neu⸗ 
ftettin], v. Blanckenburg 2c.) unterſtützt. ; 

3) der beiden Abgg. Wiggers: in $ 1 den Zünfter hinzuzufügen: „und 
den kaufmänniſchen Corporakionen.“ 

4) Graf Solms⸗Laubach: im 8 3 nach dem Worte „Aerzte“, noch das 
Worte: „Veterinär⸗Aerzte“ aufzunehmen. N £ 

5) Dr, Friedenthal und Stumm: dem $ 3 min: „Soweit 
die Landesgeſetze den ſelbſtſtändigen Betrieb des Maurer⸗ und Zimmer⸗Hand⸗ 
werks von dem Nachweiſe der Qualification abhängig machen, behält es bis 
auf Weiteres dabei ſein Bewenden.“ j 7 5 

6) Stumm: im $ 3 hinter „Notare“ einzuschalten: „Marlſcheider.“ 

7) Braun (Wiesbaden)! 1) zu § 3 hinzuzufügen: So weit in Betreff 
der Schiffer und Lootſen auf Strömen in Fo den fen * beſon⸗ 
dere Anordnungen getroffen ar behält es dabei ſein Bewenden; 2 — 
den § 5 und § 6 folgenden Paragraphen einzuſchalten: Der Betrieb eines 
Gewerbes, zu deſſen Beginn nach Maßgabe der beſtehenden . 
eine polizeiliche Genehmigung nicht erforderlich iſt, kann fortan nur im Wege 
der Bundesgeſetzgebung von einer ſolchen Genehmigung g 0 gemacht 
werden. 3) den § 6 wie folgt zu fallen. Das gegenwärtige Geſetz findet 
keine Anwendung auf die Beſtim mungen der Landesgeſetze: 1) u. |. w. bis 
Nr. 5 wie in den Anträgen der Commiſſion, 6) über den Betrieb öffentlicher 
Fähren, 2 wie in den Anträgen der Commiſſion. 

8) Schulze und Waldeck: dem § 5 des Entwurfes folgende Faſſung 
de geben: Alle Verbote und Strafbeſtimmungen gegen Arheitgeber oder Ar: 

eiter ſämmtlicher Gewerbszweige, — mit Ausnahme der Seeſchifffahrt und 

des Geſindedienſtes, einſchließlich jedoch der Landwirthſchaft, des Berg⸗ und 
Hüttenbettiebes, der Stromſchifffahrt, des Tagelohndienſtes, — wegen Ber: 
abredungen und Vereinigungen zum Behufe der Erlangung günſtiger Lohn⸗ 
und Arbeitsbedingungen, insbeſondere mittelſt Einſtellung der Arbeit oder 
Entlaſſung der Arbeiter, werden 1 2 

Jedem Theilnehmer fteht der Rücktritt von ſolchen Vereinigungen und 
Verabredungen frei und es findet aus letzteren weder Klage noch Einrede ſtatt. 
Jeder Gewerbetreibende und Arbeitgeber darf Laßt Geſellen, Gehilfen, 
Lehrlinge und Arbeiter jeder Art und in beliebiger Zahl halten. Geſellen 
find in der Wahl ihrer Meiſter und Arbeitgeber undeſchränkt. Hierdurch 
werden jedoch die wegen Beſchränkung urd Ueberwachung der Beſchäftigung 
von Kindern in den Fabriken ergangenen Geſetze nicht berührt. Ebenſo ver⸗ 
bleiben die Landesgeſetze in Betreff der Berechtigung der Apotheker, Gehilfen 
und Lehrlinge anzunehmen, in Kraft. : 

Die Strafbeſtimmungen gegen die in § 1 bezeichneten Perſonen wegen 
Verletzungen der Dienſt⸗ und Arbeitsverträge werden aufgehoben. Unbe⸗ 
rührt hiervon bleiben diejenigen Landesgeſetze, welche den Gerichten oder 
anderen Behörden die Befugniß ertheilen, über die aus dem Dienſt⸗ oder 
Arbeitsvertrag entſtandenen Streitigkeiten vorläufig zu entſcheiden und ihre 
Entſcheidungen zu vollſtrecken. 1 

eferent 115 Dr, Stephani befürwortet den Antrag der Commiſſion, 
den von den Abgeordneten Lasker und Miquel vorgeſchlagenen Geſetzent⸗ 
wurf anzunehmen. Er bedauert, daß der Bundesrath in der Commiſſions⸗ 
ſitzung keine Erklärung über feine Stellung zu der Vorlage abgegeben habe. 
Man habe nun gegen das Geſetz das Bedenken geltend gemacht, daß es 
nicht rathſam fei, eine fo bedeutende Materie in fo wenigen Paragraphen zu 
behandeln, da die Sache damit nicht erſchöpft werden könne. — Dies Be⸗ 
denken könne aber nicht Platz greifen; es ſei nicht möglich, alle die wichtigen 
Reorganiſationsgeſetze, die das neue Staatsweſen erfordere, auf einmal zu 
erledigen. Auch das Freizügigkeitsgeſetz ꝛc. ſei nur ein kleiner Theil geweſen. 
— Allerdings wäre es auch der Commiſſion ſehr ge Herd wenn ein er: 
ſchöpfenderes Geſetz ſchon jetzt zu Stande kommen könne. Das ſei aber 
jetzt unmöglich; die Commiſſion ſei trotz des qeöhten . mit der Be⸗ 
rathung der Regierungsvorlage ch nicht z de gekommen. Und das 
ſei ganz gut und zweckmäßig, da ſehr große eee in dieſen Fragen be⸗ 


werden beſtraft die Geſellen, 


ſtänden, zwiſchen denen eine Vermittelung geſucht werden müſſe. — Es ſei 
aber durchaus nothwendig, in irgend einer Weiſe wenigſtens die dringendſten 
Das e zu befriedigen und gewiſſe gewerbliche Verhaͤltniſſe zu reguliren. 
Das Freizügigkeitsgeſetz erheiſche dies mit zwingender Nothwendigkeit, da 
daſſelbe durch die gegenwärtige Gewerbegeſetzgebung in vielen Beziehungen 
illuſoriſch gemacht werde. Die G e on habe 15 in Folge deſſen mit 
überwiegender Majorität für den Erlaß eines proviſoriſchen Geſetzes erklärt, 
um die dringende geſetzgeberiſche Lücke e 2 
In dem Antrag Lasker feien auch im Weſentlichen die Prineipien ent⸗ 
halten, welche die Regierungsvorlage des Weitern ausführe. eſe Prin⸗ 
cipien find: Aufhebung der Innungen, Aufhebung der Zwangs⸗ und Bann⸗ 
rechte, Beſeitigung der Prüfungen, Aufhebung des Unterſchieds von Stadt 
und Land mit Bezug auf die Gewerbe, Herſtellung der Aab der Arbeits⸗ 
eber und Arbeitsnehmer mit Bezug auf Zahl und Wahl ihrer Arbeiter. 
aß das vorgeſchlagene Geſetz in 2 Kürze einſtweilen genügt, um dieſe 
Prineipien durchzuführen, beweiſt am befien das Beiſpiel der preußiſchen 
Staatsregierung gel ſt, die ein ähnliches Geſetz im März 1867 für die neu 
erworbenen Landestheile Hannover und Heſſen erlaſſen babe —, Das bor: 
liegende Geſetz ſolle eben nur ein Proviſorium, ein Nothgeſetz fein; die Re» 
Bear werde dadurch nicht befeitigt und könne in der nächſten 


ch \ 
AN 8⸗Entwurf als Amendement eingebracht, hätten ſich darüber be: 


6 0 60 die Rae 
eutend zu halten, daß 


ment entſchieden ablehnt. Die Annahme des eo cee ae liegt 
5 haftlichen Einigung 
war ein weſentliches Moment für feine Gründung. Der Bund iſt aber nicht 


8 6 5 Höhe. — 
em Wege nicht ſtehen 


faden Staates, wie Hannover und Heſſen, ger ſich einer beſſeren und 
reieren Lage in dieſer Beziehung; 


werbeordnung mm Abſchluß zu bringen. Es kamen deshalb zwei Fragen 


neuen Gewerbeordnung iſt aus dem Schoße des Bundesraths en en 
13 


Dir 
aus, 


tragen: 


Fri 


t die Materie jo dringlicher Natur, um durch ein probiforifhes | 


der Gewerbefreiheit 
zweifellos, daß man 
eginn des 
denn auch der vorliegende 


es zum 
beſchränkt 


es nun nicht verneinen, daß es in 
Materie wenigſtens nach dieſer Seite 


aber noch nicht die 


eignet iſt. 


Es läßt 
ſtimmungen im Bundesgebiete über dieſe Materie 
durch ein ſo kurzes Geſetz zu erledigen. 


zunäch 


#7 


in zum Abſchluß zu brin 


Eine ne 


gen, 


.. 


aben 


ſſch beantwortet, ob der vorliegende Entwurf dazu ge: 
ich nicht leugnen, daß bei den verſchiedenartigen Be⸗ 
ehr ſchwierig iſt, die Sache 
Erklärung darüber 


abzugeben, bin ich heute noch nicht im Stande, zumal der Antrag erſt 8 Tage 


lang bekannt iſt 


* 


Es iſt anzuerkennen, daß der Geſetzentwurf im Ganzen die Prinzipien 
der e Bneie e 1 in 5 Einzelheiten 


ich lege aber 


ein großes Gewi 


t darauf. 


er w 


. gebt 
te Amendement3 Stumm 


eiter: 
und 


Braun enthalten weſentliche Verbeſſerungen, deren Annahme würde alſo die 
des Bundesraths nicht erſchweren. Was nun aber den $ 2 


Zuſtimmun 
des Laster) 


chen Geſetzes betrifft n Aufhebung der Zwangs⸗ und Bann⸗ 


e Gewerbeordnung vorzulegen. — Es iſt 

8 ſt an die Gewerbe gedacht hat, bei denen 
ewerbes eines Nee bedarf. 

twurf. Die Regierungen können 

range Grade wünſchenswerth ift, die 


ierauf 


rechte), ſo kann ich ſchon jetzt beſtimmt ausſprechen, daß die verbündeten 
Regierungen Bedenken tragen, demſelben zuzuſtimmen. Es empfiehlt ſich 


nicht, in einem Bundesgeſeß dergleichen all 
die erſt coneret werden können durch ſpezie 
keine Garantie haben, da 


über die Ausführung verſtändigen werden. Es berühren dieſe Beſtimmun⸗ 


äßt. 


Unmöglichkeit machen, dem Geſetze event. zuzuſtimmen. 
Präſident Simſon erklärt, daß er den 5 nur ſo auffaſſen 


könne, daß er ihn nach der Generaldiscuſſion zur 
in ſeiner Annahme eine 


Zurückverwei 


ſung der Regierungsvo 


bſtimmun 
ii 


pen außerdem Verhältniſſe, deren Umfang ſich zur Zeit gar nicht überſehen 
Die Annahme dieſes Paragraphen würde es den Regierungen zur 


bringen und 
age und des 


. Grundſaͤtze auszuſprechen, 
e Landesgeſetze, wobei wir gar 
die Factoren der Landesgeſetzgebungen ſich auch 


Antrags Laskers an die Commiſſion annehmen werde, denn eine ſolche 
Enbloc⸗Annahme der Vorlage liege ja nicht einmal im Sinne der Regie⸗ 
ntragſteller iſt damit einverſtanden.) Der Präſident ſchlägt 
ſodann vor, die Generaldiscuſſion am Nachmittag fortzuſetzen, für die Spe⸗ 


rung. (Der 


Abg. v. Hennig: Der 


cialdiscuſſion aber eine Abendſitzung anzuberaumen. 
ſprochen. Ich weiß nicht, ob dies Ya beſchloſſen ift. 


Herr 


(Widerſpruch). 


gewöhnlich. Ich halte es für viel richtiger, das Geſetz in einer Sitzung zu 


Des 


— * Selbſt Kinder halten Nachmittags bei dieſer Hitze keine 
bends haben wir es im Winter ich 


hg ne davon kann gar keine Rede fein. 


räſident Simſon: 
das vorgeſchlagene Penſum zu erledigen. Ich 


das Haus die Sitzung ſo lange fortſetzen will. 

Abg. Graf Kleiſt: Der Antrag Lasker iſt nur eine kurze Sammlung 
derſelben Grundzuge, die in der Commiſſion vereinbart ſind, alſo ein inte⸗ 
grirender Theil der Arbeiten, die auf Veranlaſſung der 3 re 


begonnen find. Wir können alſo den Antrag nur als eine U 


m 


e 


ung der 


Beſchlußfaſſung über die Regierungsvorlage anſehen, daher wir dieſe letztere 


als Amendement 
nen Sätze haben 


ji dem Antrage eingebracht haben. 
inen praktiſchen Zweck. Die Motive der 


Dieſe 


anz allgemei⸗ 
egierungsvor⸗ 


lage ſprechen es fo coneinn und treffend, wie nur möglich aus, daß derartige 


Geſetze 
Specielle 


gehen müſſen. 


die für die große Maſſe des Volkes berechnet ſind, durchaus in's 
Sodann aber iſt die Tendenz des ganzen Antrages 


täfident hat von einer Abendſitzung ges 
Das wäre ganz uns 


b Sitzung. 
t einmal ausgehalten; es heute 


as Haus hat beſchloſſen, heute auf jeden Fall 
habe nichts dagegen, wenn 


viel zu abolitioniſtiſch. Die Art und Weiſe der Gefebgebung, die mit dies 
ſem Antrage inaugurirt werden ſoll, kann ich nicht anders als eine tumul⸗ 
tuariſche bezeichnen 


Die Genera 


urückziehe 
a 


in die Commi 


ſion 


wird 


er der beſtimmten Erklärun 
rathes gegenüber in ſeinem und des Abgeordneten Miquel 


debatte wird eſchloſſen. 
Abg. Lasker erklärt, da 


ſervativen) und wird ſofort in die Specialdiscuſſion eingetreten. 
Abg. Wiggers (Berlin) befürwortet ſein Amendement zu § 1 aus bes 
ſonderer Rückſicht auf Mecklenburg. 


Abg. Graf Baſſewitz klagt, daß man niederreißt und ſi 


Schwierigkeit des Wiederaufbaues, daß man ein Chaos ſcha 
einzelnen Regierungen nicht überläßt, dies Chaos zu ordnen, ſondern ihnen 


nur die Befugniß 
Staaten ved gnißvo 


tebt, 
U 


ch darin zu finden: 


des Bundes⸗ 
amen den $ 2 


Antrag des Abg. Graf Kleiſt auf Zurückverweiſung des Antrags 
f abgelehnt (dagegen ſtimmen auch die Freicon⸗ 


ſcheut vor der 


und es den 


Das werde nameullich für die 
ein, welche an der Zunftordnung festhalten. Die 


Antragſteller nannten das Geſetz ein Nothgeſetz; auch das Volk wird es ein 


Nothgeſetz nennen, denn es führt die Noth herbei. 


Geſetze vom grünen Tiſch und überſehe dabei das grüne Leben! 


Abg. v. 


Leſe er do 
ſondern nur ihr Monopol. 


Hennig: Wie kann nur er 


nur erſt ven»$ 1 
Das iſt 


: er hebt die Zünfte 


doch kein Chaos. ir 


in 


Mache man nicht die 


Baſſewitz fo ſtarke Farben auf⸗ 
I gar nicht auf, 
—.— 


kennen die Gewerbefreiheit und ihren Segen, wir hören auch von Zünften 
oder vielmehr großes Geſchrei, das his und da ein Zunftmeiſter macht; wir 
wiſſen aber aus 


Braun (Wiesbaden): 


fahru 


ng, daß die Prüfungen werthlos find 
Wo man die Zünfte a 


bgeſchafft hat, da it 


Abg. 
auch nicht von Seiten der Zunftmeiſter die Wiederherſtellung der Excluſiv⸗ 


rechte verlangt worden. 


Vergleiche er 


doch die 


reiches Sachſen mit dem ſeines Vaterlandes: Sachſen ernährt 12,000 Ein: 


wohner auf die 
man keine ſo coloſſale Auswanderung, 
ſchließungen, nicht dies fabel 
hat auch nicht ſo viel 

Staatsrath v. Müller behaupte 
in Mecklenburg keineswegs 
u der Bevölkerung kämen 


wird mit dem Amendement * eee 
enzin u. A.) unter 


(Heilerteit) 
Der 8 1 


den nur einige Abgeordnete der äußerſten 


Quadratmeile beſſer als Mecklenburg 2000. 
nicht dieſe Verminderung der Ehe⸗ 
afte Steigen der unehelichen Geburten; Sachſen 
Mecklenburg. (Heiterkeit.) 
5 h dab die Ned wan Sg Een 
o groß fei, wie man es darſtelle. Im Verhältni 

la Cache eben ſo viel uneheliche Geburten vor. 


$ 2, für 


— 


nöthig wie 


echten 


großer Heiterkeit des Hauſes ſtimmen, wird abgelehnt. 
u §3 ſprechen unter grober Unaufmerkeit des Haufes der Referent und 
der Abg. Graf Solms⸗Laubauch. 


Abg. 
auch ausgeze 
Feen 


Wa 


ener: } 
i net gefiele, weil es 


ch würde gegen dies Geſetz ſtimmen, wenn es mir 
1 je Nullifizirung des N 5 8 
.) Mir gefällt es aber auch materiell nicht. Sie ne 


In Sachſen hat 


führt. 


men die 


rincipien der Regierungsvorlage heraus und laſſen deren Kautelen und 


1 


Man kann 


en weg. Das iſt, wenn nicht . doch Gewerbeanarchie. 


eicht jede Prüfung ins Komiſche ziehen; es giebt auch keine, wo 


es nicht die Examinatoren in der Hand haben, die Examinanden durchfallen 
zu laſſen. Aber mir liegt nicht daran, was geprüft wird, ſondern daran, 


zb geprüft wird. Denn in der Prüfung liegt der 


wang, das zu lernen, 


was gelernt werden fol. Sie haben hier nur eine Codification der Grund⸗ 
ſätze der Mancheſterſchule vor, Sie wollen die Nationalökonomie der Bour⸗ 


wollen den Arbeiter wie einen Sack 
können. Allerdings zeigt ſich hier eine ſtarke Strömung, der man werde 
nachgeben müſſen, um durch die Influßbringung der Frage einen neuen Zu: 


ſtand 7 
5 W 


geoiſie, Sie wollen auch die letzte Schranke des Capitals aufheben, Sie 


Baumwolle oder Kaffee verwenden 


De geprüften Handwerker gäben keine größere Ga⸗ 


Abg. v 
rantie Ins Leiſtungsfähigkeit; die Oppoſition einiger Meiſter, beſonders der 


Bauhandwerker, gegen die Beſeitigung der Prüfung, 


komme lediglich aus 


der Furcht vor Concurrenz. Die geprüften deutſchen Baumeiſter lernten 


noch immer viel von den nicht geprüften engliſchen. 


Durch Beibehaltung 


der Prüfungen werde die Sreigüngteit illuſoriſch, da dieſelben in einzelnen 


Vundesſtaaten nicht beſtehen. 


enn das Handwerk von dieſer Feſſel nicht 


befreit wird, werden die Handwerker in die Fabriken getrieben und ihrer 
n beraubt. . 
bg. Stumm empfiehlt fein Amendement. 


Abg. Heubner be 


zuſtände eine 


unwahr ſei die 


hältni 


Mecklenburg; das Verhältniß in 
Der medien burgiſche Commi 


liefern 


ment 
Yitio 


ee 


ucht nach medlenbur: 


Zu § 5 begründet Schulze feinen . 


urgiſchen Zuſtänden hervorri 
des medienb 


Sen Gd ürgiſchen Commiſſars, da 
der unehelichen Gehurten in Sachſen ebenſo ungünſtig ſei, wie in 
ae ei mindeſtens 3 j 

far verſpricht morgen die Zahlen zu 


200, 5 2 3 ar „ er nur dann 
en er wüßte, daß das Zuſtandekommen des Geſetzes dadur 

nicht gefährdet würde. 22 9 
Bbg. Graf Solms zieht 
iedenthal und Stumm wird abgelehnt und 
raun angenommen; kesgleichen § 4 ohne 
auf Gewährung der Coa⸗ 


ebatte. 


an e 
das 


tet dem Abg. Wagner, daß die ſächſiſchen Fabrik⸗ 


benſo 
Ver⸗ 


Lo günſtig. 


eln Amendement zurück; das Amendement 
3 mit dem Amende⸗ 


Zuſtände z. B. des Könige 


Be chränkungen 
at 


im letzter Zeit au 


partei, die freie Vereinigung, die Polen, die 
Reinike und Graf Solms⸗Laubach. — $ 5 wird ſodann angenom⸗ 8 


ſich habe gefallen laſſen, die der Reichstag in der letzten 
g auß 15 ſſen. — Die bade e 
tsbewußtſein, eine temporäre mildere Praxis in der 
Geſetze könne dies nicht verhindern. Ueberall batten ſich 

ion Coalitionen gebildet, trotz der Geſetze. „Legaliſiren 


iterbewegung und Sie werden ſie in die geſetzlichen 


andhabung der 


Sie die große 
Schranken halten.“ s ; 

Abg. v. Schweitzer bittet um das Wort. Präſident: Ein Schluß 
antrag iſt eingegangen. v. Schweitzer bittet um das Wort gegen den 
Schluß. Präſident: Dies iſt nach der Geſchäftsordnung nicht zuläſſig. 


Der Schluß wird angenommen. 8 i 
Das Amendement Schulze wird abgelehnt; dafür nur die Fortſchritts⸗ 
Abgg. v. Schweitzer, 


men, § 6 mit dem Amendement Braun desgleichen. 

Ein Amendement des Graſen Kleiſt, der die Beſtimmungen über Coa⸗ 
litionen aus dem Regierungsentwurf als § 7 wiederholt, wird von von 
Blanckenburg befürwortet, jedoch abgelehnt. E 

Abg. v. Schweitzer: Es ift mir heute zweimal unmöglich gemacht wor⸗ 
den, über die ſo wichtige Coalititionsfreiheit das Wort zu ergreifen, weil 
zweimal ein Schlußantrag geſtellt und angenommen wurde, nachdem erſt ein 
Redner in der Debatte geſprochen hatte. Im Namen meiner Wähler prote⸗ 
ei ich gegen dies Verfahren und kann eine ſolche Art der Geſchäftsbehand⸗ 
ung unmöglich als eine eee auffaſſen — im Hauſe). 

räſident (unterbrechend): Ich rufe den 8 v. Schweitzer 
für dieſe überaus ungebührliche Aeußerung rdnung. — Abg. von 
Schweitzer (dazwiſchen rufend): Ich mußte dieſen Proteſt einlegen im Namen 
meiner Wähler, 5 y 

Präſident: Sie haben zu ſchweigen, wenn ich ſpreche, aber nicht zu 
widerſprechen. Es ſteht Ihnen in keiner Weiſe zu, Kritik zu üben über ein 
Urtheil dieſes Hauſes, nachdem ein Beſchluß deſſelben einmal gefaßt iſt, und 
ebenſo wenig Proteſt dagegen einzulegen im Namen Ihrer Wähler. Darum 
habe ich Sie zur Ordnung gerufen. 

Schluß 5% Uhr. Nächſte Sitzung Donnerstag 9 Uhr. (T.⸗O 3 Inter: 
pellationen, Braumalzgeſetze, Bundesbeamtengeſetz, Antrag v. Hagke.) 


Berlin, 17. Juni. [Amtliches.] Se. Majeftät der König hat dem 
Profeſſor Dr. Rühle am Joachimsthalſchen Gymnaſium zu Berlin und dem 
Kanzlei⸗Inſpector und Kanzlei⸗Vorſteher Zielomsky zu Frankfurt a. O. 
den rothen Adlerorden vierter Klaſſe, ſowie dem Lohndiener Carl Peuker 
u Breslau das allgemeine Ehrenzeichen verliehen; den Regierungs⸗Rath 
odatz zu Berlin zum Geheimen Regierungs⸗Rath und vortragenden Rath 
beim Miniſterium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten ernannt; 
ferner dem Rendanten der königlichen Theater⸗Haupt⸗Kaſſe Maas hierſelbſt 
den Charakter als Rechnungs⸗Rath verliehen. IR 1 

Der Baumeiſter Vieregge zu St. Wendel iſt zum königlichen Eiſen⸗ 
bahn⸗Baumeiſter ernannt und als ſolcher bei der Saarbrücker Eiſenbahn zu 
Saarbrücken angeſtellt worden. Der königliche Eiſenbahn⸗Baumeiſter Bött- 
chern Saarbrücken iſt zum königlichen Eiſenbahn⸗Bauinſpector ernannt 
und demſelben eine Betriebs⸗Inſpector⸗Stelle bei der Bergiſch⸗Märkiſchen 
Eiſenbahn zu Elberfeld verliehen worden. Der Baumeiſter Schneider zu 
Magdeburg iſt zum 5 J Eiſenbahn⸗Baumeiſter ernannt und als fol: 
cher bei der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn mit dem Wohnſitze, zu Dort: 
mund, angeſtellt worden. Der. königliche eee ehrend 
u St. Wendel iſt zum königlichen Eiſenbahn⸗Bauinſpector ernannt und dem⸗ 
(en die obere Leitung des Baues der Elm⸗Gemündener Eifenbahn, mit dem 

ohnſitze zu Schlüchtern, übertragen worden. 

Den Herren Edmund Thode und Knoop zu Dresden iſt unter dem 
15, Juni 1868 ein Patent auf eine Vorrichtung zum Eintragen der Schuß 
—— an einer Lade für mechaniſche Webeſtühle, auf fünf Jahre ertheilt 

orden. 

Berlin, 17. Juni. [Se. Mafeſtät der König] find geſtern 
Abends 8 Uhr mittelſt Extrazuges von Schloß Fürftenftein in Berlin 
wieder eingetroffen und nahmen heute die Vorträge des Militär: und 
Civil⸗Cabinets, ſo wie die Meldungen des commandirenden Generals 
von Voigts⸗Rheetz, des Oberſten von Goeben, der Oberſt⸗Lieutenants 
von Beſſel und von Wright entgegen. Allerhöchſtdieſelben werden heute 
Nachmittag dem Rennen bei Hoppegarten beiwohnen. 

[Ihre Majeſtät die Königin] in Baden⸗Baden empfing und 
erwiederte den Beſuch Ihrer Majeſtät der Königin von Würtemberg. 

(St.⸗A.) 

[Die Reiſen des Königs.] Die „Prov. Corr.“ ſchreibt: Nach 
nunmehriger weiterer Beſtimmung gedenkt der König demnächſt einen 
Beſuch in Hannover zu machen. Die Abreiſe dahin wird vermuthlich 
am Sonntag (21.) oder Montag (22.) erfolgen und der Aufenthalt 


in der Hauptſtadt der neuen Provinz ſich auf zwei Tage ausdehnen. 


Ferner hofft der König, der an ihn ergangenen Einladung zur Theil⸗ 
nahme an der Enthüllung des Lutherdenkmals in Worms am 24. und 
25. Juni folgen zu können. Die evangeliſchen Fürſten der benachbarten 
Staaten, der König von Würtemberg und die Großherzöge von Baden 
und Heſſen, dürften der Feier gleichfalls beiwohnen. Nach dem 25. 


wird unſer König in Gemeinſchaft mit ſeiner von Baden zurückkehren⸗ 


den erlauchten Gemahlin noch einige Zeit auf Schloß Babelsberg ver⸗ 
weilen, in der erſten Woche des Monat Juli aber die beabſichtigte 
Badereiſe, und zwar nach Ems, antreten. N 
[Dankſchreiben.] Wie die „Voſſ. Ztg.“ hort, erhielt in dieſen 
Tagen der Stadtverordneten ⸗Vorſteher Kochhann ein von Raths⸗ 
herren, Stadtverordneten und angeſehenen Bürgern einer größeren 
ſchleſiſchen Stadt unterzeichnetes warmes Dankſchreiben für die Ini⸗ 
tiative, welche er und durch ihn die Hauptſtadt des Landes in der 
Kirchen⸗ und Schulangelegenheit ergriffen habe. Es ſei damit in 


Wahrheit den Gemeinden in den Provinzen, wo ſich der hierarchiſche] N 


Einfluß noch bei Weitem fühlbarer macht, ein Alp vom Leibe ge⸗ 
wälzt worden. 

Stettin, 17. Juni. [Graf Bismarck.] Mit dem geſtrigen 
Abendzuge traf der Miniſterpräſident Graf Bismarck nebſt Familie hier 
ein und nahm Wohnung im „Hotel de Pruſſe“. Wie die „N. St. 
Ztg.“ vernimmt, wird derſelbe vor ſeiner Weiterreiſe nach Varzin einige 
Tage hier verweilen. 

Bremen, 17. Juni. [Ein großes Feuer!] iſt in den Depot: 
räumen von Eggers und Franke, Doyenthorſtraße, ausgebrochen, viele 
umliegende Häuſer ſtehen in Flammen, die Bewältigung des Feuers 
iſt noch nicht abzuſehen. Faſt alle en 

B. B.; 


betheiligt. = 5 
Köln, 16. Juni. [Selbſtmord.] Man erinnert ſich wohl noch des 


von hier garniſonirenden Offizieren veranlaßten Vorfalles auf dem Heumarkt, | % 


wobei ein hieſiger Wirth nicht unerheblich verlezt wurde. Ein Seconde⸗ 
Lieutenant, welcher bei dem nächtlichen Kampfe die Hauptrolle ſpielte, het 
ch in der Nacht vom 14. zum 15. d. M. von der Schiffbrücke herab völlig 
angekleidet in den Rhein geſtürzt. Die Leiche iſt noch nicht zum Vorſchein 
gekommen. h. Z.) 


Stuttgart, 17. Juni. [Der „Staatsanzeiger“ ſpricht ſich 
gegen das vom „Beobachter“ aufgeſtellte Programm aus, welches die 
Bildung einer ſüdweſtdentſchen Republik erſtrebe. — In der letzten 
Nacht brannte in Ludwigsburg das Laboratorium des Arſenals nieder. 

Stuttgart, 17. Juni. [Der König. — Brand.] Der Kö⸗ 
nig wird der Einladung zur Einweihung des Lutherdenkmals in Worms 
folgen. — Bei dem Brande des Laboratoriums ſind ſämmtliche Uten⸗ 
filien, Modelle und Acten ein Raub der Flammen geworden. Der 
Schaden iſt ſehr bedeutend. 


f Defterreid. 3 

Wien, 17. Juni. [Herrenhaus.] Der Geſetzentwurf betreffend 
die Eiſenbahnen wurde mit dem von der Regierung bekämpften Amende⸗ 
ment angenommen, wonach Eiſenbabngeſellſchaften im Falle ſeitens der 
Regierung vorgenommener Tarifherabſetzungen nach den Beſtimmungen 
der bürgerlichen Geſetzbücher entſchädigt werden müſſen. Das Geſetz, 


betreffend die Beſtimmungen zum Schutze gegen die Rinderpeſt wurde 


ebenfalls angenommen. f 


7 


10511 i 5 
Peſt, 16. Juni. [Der Prinz Napoleon] iſt ſoeben unter 
franzöſiſcher Ehrenflagge hier angekommen, und im Hotel d'Curove ab: 
geftiegen. Er wurde am Landungsplatz vom Grafen Andraſſy empfan⸗ 
gen und vom Volke mit Eljenrufen begrüßt. 


Schweiz 


ſoll, wie in der am Mittwoch 


O Sch 

und Schulviſitation! der hieſigen Dice 
in Maiwaldau abgehaltenen KreisLehre 

den 23. d. M., bierjelbit Vormittags von 9—10½ 


lichen, von 12—1 Uhr mit den Lehrern, eröffnet werden. Die Mitglieder 
der Viſitations⸗Commiſſion, welche aus 6 geiſtlichen und 6 weltlichen Herren 
beſteht, find a) ſeitens der Geistlichen: Gen.⸗Superintendent Dr. Erdmann 
aus Breslau, Superintendent Lange aus Jannowitz, Rolfs aus Schweid⸗ 

Hohenthal aus Oels, Liebeherr aus Königsbruch und Brocks aus 


Rittergutsbeſitzer Loͤſch auf Kammerswaldau, v. Sprenger auf Malitſ 
bei Jauer und Rittergutsbeſitzer Tſchörtner auf Berbisdorf. Die Viſi⸗ 
tationen ſelbſt gehen in folgender Reihenfolge vor ſich: Am 24. Juni: 
Schönau, am 25.: Conradswaldau, am 26: 
lieb am weh Sch Bra rigen: und die eee 655 ＋ 8 5 
; 1 iebe 7 E i 8 3 wal dau, 
chieden. Im Canton Thurgau hielt der Derialfungsrath am 8, d. feine el en Fallen bein. am 1. Juli 1 5 
5.: Berbisdorf, am 6. Maiwaldau, am 7.: Kammerswaldau, am 
8.: Rohrbach, am g.: Kupferberg, am 10.: Wüſteröhrsdorf, am 
. Ruhetag, am 12.: Se am 13. Jau am 14.: 
Ketſchdorf, am 15.: Seitendorf, am 16.: Kauffun 
Schluß⸗Conferenz in Schönau. Ueberall ſoll von 8—10 Uhr t 
inel. Anſprache eines Commiſſions⸗Mitgliedes, ſodann Unterredung mit der 
erwachſenen — — und im Anſchluß daran mit den Hausvätern und Haus⸗ 
müttern, Nachmittags um 3 Uhr aber Reviſion der Schule und um 6 Uhr 
Abend⸗Gottesdienſt ſtattfinden. Wie in beſagter Conferenz eröffnet wurde, 
bezwecken dergleichen General⸗Viſitationen: 1) Bekräftigung und Befeſtigung 


n Berathungen des Verfaſſungsrathes des Cantons Appen⸗ 
zell J. Rh. iſt hervorzuheben, daß als Sana der. Bertaflung 0 ende 
Grundſätze Annahme fanden: „Appenzell J. Rh. iſt ein Freiſtaat, ein Bun⸗ 
desmitglied der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft, und die Souveränetätsrechte 
beruhen auf der Geſammtheit des Volkes. Alle Staatsangehörigen wie 
niedergelaſſenen Schweizer Bürger üben gleiches Stimmrecht aus. Freies 
Petitionsrecht, freie Meinungsäußerung ſind gewährleiſtet. Stimm: und 
Wahlfähigkeit tritt mit dem 20. Lebensjahre ein. Amtszwang wird be⸗ 
ſchraͤnkt. Der Canton wird in 4 bis 5 Gemeinden eingetheilt. Die öffent: 
lichen Gewalten find: eine geſetzgebende und eine vollziehende, eine verwal⸗ 
tende und eine richterliche.“ ö 

[Die Bürgergemeinde von Freiburg] hat einſtimmig den Ankauf 
des dortigen Jeſuiten⸗Penſionaks behufs ſeiner Umwandelung in ein 
Waiſenhaus beſchloſſen. 

[Der Geſetzentwurf über die facultative Einführung des 
metriſchen Maß: und Gewichtſyſtems in der Schweiß] neben dem 
ſeitberigen, mit deſſen Vorlage der Bundesrath vom Nationalrathe beauf⸗ 
tragt wurde, iſt vom Departement des Innern definitiv feſtgeſtellt und vom 
Bundesrathe heute de Vorlage an die Bundesverſammlung genehmigt wor⸗ 
den. Derſelbe ſtellt das neue Syſtem ganz auf den gleichen Fuß mit dem 
bisher allein geſetzlichen Maß und Gewicht (K. Z.) 


Amerika. 
New⸗Nork, 3. Juni. [General Schofield] übernahm, wie 
bereits telegraphiſch gemeldet, geſtern das Kriegsminiſterium, nachdem 


der Präſident den General Stoneman zu ſeinem Nachfolger im Com⸗ 
mando des erſten Militärdiſtriets ernannt hatte. 


[Die Anwälte des Mr. Davis] und der Ankläger empfehlen 
eine weitere Verſchiebung des Proceſſes bis October. 


[Im Senate iſt eine Reſolution geſtellt worden, behufs Aus⸗ 
ſchließung der Südſtaaten von der Präſidentenwahl, falls dieſe 
Staaten nicht ſchon vor der Auswahl der Präſidentenwähler unter der 
Reconſtructionsacte zur Union zugelaſſen worden ſeien. 

Hoftrachten.] Man ſcheint die Beſtimmung abſchaffen zu wollen, 
welche den auswärtigen Vertretern das Anlegen von Hei Scnen verbietet. 
Der Senat hat nämlich die ganze beach zwiſchen Mr. Seward und den 
amerikaniſchen Diplomaten He rte orreſpondenz ſammeln laſſen. Wie 
r die Abſchaffung dieſer Beſtimmung zu wünſchen, dürfte namentlich der 
frühere amerikaniſche Geſandte in London, Mr. Adams, zu bezeugen im 
Stande ſein, denn da er nicht wie viele ſeiner Collegen einen Rang in der 
Armee beſaß und zum Tragen einer Uniform berechtigt war, konnte er nie 
bei Gofun ene re Gamitten (Florida) fi \ 
eſunkenes Land. amilton (Florida) find 4 Acres anſcheinend 
feſtes Land 50 Fuß tief geſunken, und die neu entſtandene Schlucht füllte 
ſich mit Waſſer. a 

Waſhington, 12. Juni. [Im Senat] paffirte geſtern die von 
Mr. Stevens eingebrachte Bill, bezüglich Zulaſſung von Karolina, 
von Loulſiana, Georgia und Alabama zur Vertretung im Con: 
greß, unter der Bedingung, daß die Conſtitutionen dieſer Staaten nie 
dahin amendirt werden, daß fie die jetzt ſtimmberechtigten Perfonen 
dieſes Vorrechts für verluſtig erklären. (Die Bill war am 14. o. M. 
bereits vom Repräſentantenhauſe angenommen worden.) R 


[Der Präfident) hat den Hon. Reverdy Johnſon zum 
britiſchen Geſandten ernannt. Die Ernennung wurde vom Senate 
einſtimmig beſtätigt. i 
FP 
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5 Breslau, 16. Juni. [Handwerker⸗Verein.] In der geſtrigen 
Verſammlung hielt Herr Serbin 1 über Van. Sn. bei da 
weſen. Nach einigen einleitenden Worten über Zuſammenhang und Einfluß 
des Fortſchrittes eines Volkes in Begründung ſeiner Wohnungen auf deſſen 
Cultur und über die Anfänge der Baugenoſſenſchaften und deren Fortſchritte 
in England, wo ſich ſeit 1815 bereits 3000 ſolcher Aſſociationen mit einem 
Vermögen don ca. 28 Mill. „ gebildet haben, wandte ſich Redner zu den 
Beſtrebungen des Central⸗Vereins für das Wohl der arbeitenden Klaſſen in 
Berlin, der es ſich beſonders habe angelegen ſein laſſen, möglichſt vollſtändige 


oder Herſtellung altevangeliſcher Sitte in den Gemeinden; 2) 8 
und Abstellung von Mißſtänden, insbeſondere ſolchen, welche auf dem Gebi 
des inneren kirchlichen Lebens hervortreten; 3) genaue Erkundigung des ge⸗ 
1 —9 geiſtlichen Zuſtandes der Gemeinden und derer, die an ihnen ats 
ten.“ ö 


Poſen, 15. Juni. [Trichinoſis.] Seit einiger Zeit ſind mehrere 
bedenkliche Trichinen⸗Erkrankungsfälle in unſerer Stadt vorgekommen. 
ſechs Wochen erkrankten auf der Königsſtraße 5 Perſonen in 
nuſſes von Karbonade, ſpäter ein Dienſtmädchen auf der chützenſtraße. 
Daſſelbe hatte von einer aus Schöpſen⸗, Schweine und Rindfleiſch zuſam⸗ 
mengeſetzten Speiſe in rohem Zuſtande gekoſtet und zeigte einige Tage dar⸗ 
auf alle Symptome der Trichinoſis, während alle Diejenigen, die nur von 
der gebratenen Speiſe genoſſen hatten, von der Krankheit verſchont blieben. 
Die gefährlichſte Erkrankung jedoch it folgende: Ein hieſiger Uhrmacher und 
ein Goldarbeiter hatten vor drei Wochen mit ihren Familien eine Partie 
nach dem Eichenwalde gemacht, zu der ſie auch einen ‚Lsiahrigen jungen 
Mann und einen Knaben mit eingeladen hatten. m Eichenwalde genoſſen 
ſämmtliche Mitglieder dieſer Geſellſchaft Wurſt, außer jenem Knaben, wel⸗ 
cher ſich von Hauſe einige belegte Schnitten mitgenommen hatte. Bei allen 
dieſen Perſonen außer dem Knaben ſtellten ſich kurze Zeit darauf die ent⸗ 


ehr 
or 


* 


Menn von der Krankheit ergriffen. Die eine dieſer Perſonen iſt ſo bedenk⸗ 
lich erkrankt, daß an ihrem Aufkommen 


iſt in neueſter Zeit noch ein vierter Fall 


benzugekommen, die Erkrankung einer 


(Old. Ztg 


arten. 1 


Tel iſche Depeſchen 
aus rg WIe 


Paris, 18. Juni. 


— 


des Attentats ein ſympathiſches Telegramm. Der Zar dankte durch 
Vermittelung Talleyrand's. Der Budgetbericht enthält die vorgeſchla⸗ 
genen Erſparungen, welche durch Reduction der Anleihe um 28 Mil⸗ 
lionen nöthig geworden. 0 5 

Im Budgetbericht heißt es: Die franzoͤſiſchen Rüſtungen entbehren 
jedes kriegeriſchen Hintergedankens und find nur die Folge einer gaͤnz⸗ 
lichen Umgeſtaltung der Waffen. 
manden. Das Land und die Regierung wollen entſchieden den Frie⸗ 
den, alles gewährt die Ueberzeugung, daß der Friede ungeſtört bleibt. 

Paris, 17. Juni, Nachm. 3 Uhr. Linienftöruug. 
Courſe: Zproc. Rente 70, 17. Italien. proc. Rente 53, 40, N 
Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien 567, 50. dito ältere Prioritäten 261, 50. dito. 
neuere Prioritäten 258, 50. Credit⸗Mobil.⸗Actien 311, 25. Lombard. Eiſen⸗ 
bahn⸗Actien 382, 50. dito Prioritäten —, —. proc. Ver. Staaten⸗Anl. 
or. 1882 82%. Conſols 94%. Anfangscourſe 70, 15. 70, 07. . 

Nenyort, 17. Juni, A 6 br. (Br, allantiches Kabel.) Wechſel 
auf London in Gold 110. a Bonds 113%, 
111%. 1904er Bonds 106%. Illi 
29%. Petroleum 31%, Mebi 9,00. 


Der Coehnſche Betrugsprozeß zu Berlin. 
Erſter Sitzungstag am 16. Juni. x 

Der Präſident eröffnet um 9% Uhr die Sitzung. Der Zubörerraum ift 
vollſtändig beſetzt, namentlich bemerkt man darin viele Berufsgenoſſen des 
Angeklagten, der in gewählter Toilette auf der Anklagebank Platz genommen 
hat. — Der Gerichtshof, die II. Deputation der Criminalabtheilung, iſt ger 
bildet aus den Herren: Stadtgerichtsrath Buſſe als Vorſitzender und die 
Stadtgerichtsräthe Stöwe und Krüger I, als Beiſitzer. Die koͤnigl. Staats⸗ 
anwaltſchaft iſt durch den Staatsanwalt Grodſchuff vertreten. 
0 per 75 3 Ludwig Cohn iſt 37 Jahr alt, moſaiſchen Glaubens, bis⸗ 
er nicht beſtraft. 

Der Staatsanwalt verlieſt die Anklage, die ſich in folgendem Bilde zu⸗ 
ſammenſtellen läßt: 


verwundeter und erkrankter Krieger während des öſterreichiſchen Feldzuges, 
und zwar ſpeciell in der Zeit vom 18. Juli bis 5. September 1866 zur 

wendung für die preußiſche Armee verſchiedene Medicamente geliefert und 
über dieſe Lieferungen 10 zwanzig verſchiedenen Malen einzelne eigenhän⸗ 
dig ge⸗ und unterſchriebene Rechnungen ausgeſtellt, die zuſammen 
27,129 Thlr. 24 Sgr. 6 Pf. betrugen. Dieſe Rechnungen ſind dem Ange⸗ 
\pecielle Controle der Lieferungen nach Quantität und Qualität ſtattgefunden 
hätte. Der Ehrlichkeit des Angeklagten vertrauend und bei der Eile, welche 
die damalige Pflege der Kranken und Verwundeten bedingte, hatte man ſich 
damit begnügt, die einzelnen Poſten der Lieferung mit den Beſtellzetteln 1 
vergleichen, und in dieſer Beziehung folgendes Verfahren beobachtet: Nach⸗ 
dem der Angeklagte die Beſtellungen von den ärztlichen Sachverſtändigen des 
geſchäftsführenden Ausſchuſſes Dr. Brinkmann in der Regel ſchriftlich, aus⸗ 
nahmsweiſe auch mündlich und zuweilen auch von andern mit dem Central» 


wenigſtens anfangs von dem Geheimſecretär Schumann in das Beſtellbuch 
eingetragen, worauf der Angeklagte die Verſendung in verſchloſſenen Kiſten, 
in Gebinden oder Säcken entweder an das hieſige Local des Central⸗Comite's 
oder an das Centraldepot, ea ba auch nach den betreffenden Eiſenbahn⸗ 
ſtationen veranlaßte. Die Abnahme an dieſen Orten erfolgte theils durch 
Leute, welche der mit der Spedition ſämmtlicher Sendungen des Comite bes 
traute Commiſſionsrath Bergemann zu dieſem Zweck dort angeſtellt hatte, 
theils durch die Bahnhofsbeamten. In dem Vereinslocal ſelber erfolgte die 
Abnahme durch den Vertreter Bergemann's, den Buch 
Bei der Ablieferung überſandte der Angellagte 
und den e 2 ir Beide enthielten d 
und eine ſummariſche Aufführung des Inhalts derſel und außerdem der 
Begleitſchein die Adreſſe der Sendung. Von dieſen Scheinen blieb der Be⸗ 
gleitſchein in den Händen der Abnehmer, während der Lieferungsſchein mit 


re de3 Vortrags beantwortete 
rage des 


he u der Zahl der Colli 


ten als Quittung zurückgegeben wurde. 


engliſche Arbeiter gebildeter, 1 mäßiger und fleißiger ſei 
dienten der Keſerungsf ein und 


Bei Ausfertigung der Rechnung 
N der Beſtellzettel als diejenigen Beläge, 
welche anfangs von dem Director a. 8 fpäter von S 
mit den Rechnungen verglichen wurden. Hierauf wurden die Rechnungen in 
ein Ne eingetragen, von dem Canzleirath Krüger calculatoriſch geprüft 
und dann von einem Mitgliede des Comite's, dem Grafen Negedank, die 
ahlung angewieſen. Dem * war bei dieſem Verfahren die Mög 
ichkeit * 1 das Centralcomite dadurch zu betrügen, weniger ren 
und ſchlechtere als der Beſtellzettel nachwies in die einzelnen Colli's zu ver ⸗ 
packen, und dies hat er nach der Anklage in ausgevehntem Maße gethan. 
Was die Quantität der Waare bektift, ſo will die Anklage ermittelt 


3 uns ee 10 en 
mpfehle er 

9 e 15 aus 
noch einige Fragen über Cana 
0 bee 


Neukirch, am 27: Ruhe⸗ 


ſchiedenſten Symptome der Trichinoſis ein. In der einen Familie erkrankten 


ezweifelt wird. Zu dieſen 3 Fällen 


Leblos. Schluß ⸗ 
De 


ex⸗ 


klagten nach einem Abzuge von 1—2 pet. bezahlt worden, ohne daß eine 


Hrödter 


nau, 15. Juni. [Die e chiube General-Kirchen⸗ 


r⸗Conferenz mitgetbeilt wurde, Dinstag, 
5 br mit einem Gottes⸗ 
dienſt, ſodann aber mit einer Conferenz, von 10%—12 Uhr mit den Geiſt⸗ 


nitz, 
Dfipreufen: b) ſeitens der weltlichen Mitglieder: Baron v. Zedlitz auf Neu⸗ 
kirch, v. Küſter auf Hohenliebenthal, Landrath v. Hoffmann in ali = 


2.: Ludwigsdorf, am 3.: Tiefhbartmannsdorf, am 4.: Ruhetag, am 


des evangeliſchen Glaubens und Bekenntniſſes und die möglichſte Stärkung 


[ge des Ge⸗ 


tion in Folge des Genuſſes von Wurſt in einem hieſigen N 


Der „Abendmoniteur“ meldet: Der Kaiſer 
und die Kaiſerin richteten an den Kaiſer von Rußland am Jahrestage 


Frankreich bedroht und fürchtet Nie⸗ 


2 1885er Bonds 
nois 155. Erie 69%. Baumwolle 


1 


N alter Schrödter. 
pet Zettel, den Begleitſchein 
e 


der Unterſchrift des Abnehmers und einem Stempel verſehen, dem An eklag⸗ 


2 
Br 


und am 17.: 35 
Gottesdienſt 


5, in der andern 2 Perſonen; außerdem wurde auch der eingeladene junge x 


Der Angeklagte hat dem Central⸗Comite des Vereins zur Pflege im Felde g 


Comite in Verbindung ſtehenden Perſonen erhalten hatte, wurden dieſelben 


paben, daß der Angeklagte ſtatt für 27,179 Thlr. 24 Sgr. 6 Pf. nur für 

öchſtens 5030 Thlr. geliefert und ſomit ſich einen widerrechtlichen Gewinn 
Don 22,149 Thlr. 24 Sgr. 6 Pf. verſchafft hat. In der Apotheke des An: 
Be ae wurden zur Controle der Lieferungen an das Central⸗Comite zwei 
Bücher, das ſogenannte Stadtcommiſſionsbuch und die Stadtcladde, geführt. 
Von dieſen Büchern ift das erſtere in unerklärlicher Weiſe im Herbſt v. J. 
berſchwunden und aus dem letzteren ein Blatt entfernt worden, auf welchem 
das Conto des Central⸗Comite's verzeichnet war. Außerdem find in der 
Cladde vielfache Raſuren vorhanden, die nach der Anklage den Betrug ver⸗ 
decken ſollten. { 


Tinctura opii simplex nach den 518 de des Angeklagten 16,260 Unzen 
I aſchen je 2 Unzen, 20 Flaſchen je 


u für dieſe Tinctur beträgt 4065 Thlr. 10 Sgr.; 
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@ im Elaboratoriumsbuche vorgenommen worden fei. 
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52 Thlr. 


* 
dem Angeklagten gekauften Fäſſer weit N 


1 00 nachweiſen; 6 a g 2 
hierbei ergeben ſich bedeutende Gewichts⸗ Differenzen zwiſchen dem eigenen 
inkauf des Angeklagten und dem Betrage der Rechnungen, ſo daß auch bei 
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von 8 bis ta genannten Poſten nachweiſen laſſen, wogegen angenommen 
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1812 
da in demſelben zuerſt nur etwa alle Wochen nachgetragen iſt. Später 
das Defectionsbuch überhaupt in einer langen Zeit ar nicht Ar = it 
weil es an Zeit dafür fehlte. — In gleicher Weiſe ſpricht ſich der Anger 
klagte in Betreff des zweiten Medicaments: Tinctura amara aus. 

Das dritte Medicament, Choleratropfen betreffend, ſo hat die Anklage 
behauptet, daß der Angeklagte überhaupt nur ſehr wenig von denjenigen 
also den Pe beſeſſen habe, aus denen die Tropfen bereitet wurden, daß er 

o dem 
nung geſtellt hat. — Angeklagter behauptet auch hierbei, daß das Defections⸗ 
buch hierfür nicht maßgebend ein könne. Die Berechnung der fen von 
dem Angeklagten eingekauften Stoffe für die Choleratropfen ergeben eine 
Richtigkeit für die Annahme der Anklage. Dieſer gegenüber erklärt der An⸗ 
geklagte, daß er ein Privatcomptoir gehabt habe, wo er ſowohl dieſe, als 
auch andere Medieamente, namentlich ſehr werthvolle Sachen aufbewahrt habe. 

Staatsanwolt: Wenn die Sachen werthvoll waren, warum gingen 
Sie nicht durch die Bücher? 

Angekl.: Ich habe die Sachen gewöhnlich unter der Hand gekauft und 


fie darum nicht eintragen laſſen. 

Gegenüber e ae en d der Anklage. daß 370 Pfund Chloroform 
weniger geliefert ſeien, als in Rechnung geſtellt worden iſt, beruft ſich der 
Angeklagte zunächſt darauf, daß Chloroform ein ſchweres ſpecifiſches Gewicht 
habe und daß im Uebrigen ein Fan bei der Aufnahme der Inventur vor⸗ 

ekommen ſein möge, den er, ſich auf feine Leute verlaſſend, nicht verheſſsrt 
habe. — Der Sachverſtändige, Hofapotheker Schneider, conſtatirt, daß das 
erſtere allerdings richtig jei, daß es damit aber nicht ſo weit gehe, daß 
Flaſchen, die mit anderen Medicamenten in mit % Pfund gefüllt werden 
könnten, 2 Pfund Chloroſorm enthielten. Das höchſte ſei 1 Pfund. 

n Betreff der Differenzen bei Tinctura. amara, Eijenvitriol, 
Chkorkalk und den übrigen Stoffen giebt der Angeklagte an, daß die 
Sendungen ſeiner Meinung nach richtig geweſen ſeien und daß er im 
Uebrigen ſich auf ſeine Leute berufen more. 

Der Präſident ſchließt die Sitzung um 4% Uhr. — Nächſte Sitzung 
Donnerstag, den 18. d. Mts., 9 Uhr. 


Breslau, 18. Juni. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 15 F. 4 3. U.⸗P. 1 F. 11 8. 
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Telehrarpiſche Depeſchen 
aus dem Wolrff'ſchen Telegraphen⸗Bureau. 

Paris, 16. Juni. „France“ verſichert, der Geſundheitszuſtand 
des Kaiſers ſei gegenwärtig vortrefflich. — Daſſelbe Blatt erfährt, daß 
der junge Prinz Milan Obrenovie in Paris bleibt, bis die Skupſchtina 


ch ihr Votum über die Thronfolge in Serbien ausgeſprochen haben wird. 


„Patrie“ will in Erfahrung gebracht haben, daß in Italten neue 
Revolutions verſuche vorbereitet werden. Die Garibaldiſche Legion folle 
wieder hergeſtellt werden, und die Reife Garibaldi's nach einem Bade⸗ 
orte des italieniſchen Continents habe nur den Zweck, ſich mit den übri⸗ 
gen revolutionären Leitern zu verfländigen. Mazzini befinde ſich augen⸗ 
blicklich in Italien und Menotti Garibaldi habe kürzlich Rom beſucht. 

Paris, 17. Juni, Abends. Im geſetzgebenden Körper wurde der 
Budgetbericht heute ausgegeben. Das Haus genehmigte darauf den 
Geſetzentwurf betreffend die Ausdehnung des überſeeiſchen Poſtdienſtes 
auf Indien und Japan mit 191 gegen 2 Stimmen. — Der Kaiſer 
präſidirte heute einem Minifterconfeil in den Tuilerien und kehrte Abends 
nach Fontaineblau zurück. 

Florenz, 17. Juni. Die Regierung wird im Laufe dieſer Woche den 


Kammern den bezüglich der Verpachtung des Tabaksmonopols abgeſchloſſe⸗ 
nen Vertrag vorlegen. 


erein nur den dritten Theil deſſen geliefert habe, was er in Rech⸗ W 


BER A —— a, 
. ni Schluß bericht.) Baumwolle: 15,000 Balle davon 
r Sy i 1. 8 eg Ballen. Ame lone Dee 


London, 17, Juni. Getreidemarkt. (Schlußbericht). Fremde 
ſeit leztem Montag: Weizen 30,760, Gerſte 2790, Hafer 15, s 
ters. Schwucher Marktbeſuch. Weizen geringes Conſumgeſchäft zu Preiſen 
wie am vergangenen Montag. Gerſte ſehr feſt. Hafer desg zu 
8 letzten Preiſen gehandelt. Leinöl loco Hull 31%. — Heißes 

etter. 

Berlin, 17. Juni. Die Geſammthaltung verrieth heute mehr Schwäche, 
was ſich bauptfächlich im Handel mit Speculationseffecten documentirte. 
Einmal war derſelbe durchaus nicht ſo beträchtlich als in den letzten Tagen, 
dann aber wurde auch von faſt keinem Papier der geſtrige Coursſtand be⸗ 
bauptet. Das gilt ſowohl von Franzoſen, wie Lombarden, von öſterreichiſchen 
Credit und Looſen, von Amerikanern und Italienern, auf letztere übte Paris 
einen Preisdruck durch die billigere Notirung, während die Wiener Vorbörſe 
als feſt bezeichnet wurde. Galizier bedangen die beſten geſtrigen Preiſe. 
Auch dem Verkehr in ruſſiſchen und oſterreichiſchen Fonds fehlte Leben, des⸗ 
gleichen waren die ruſſiſchen Prioritäten matter; indeß ſcheint doch eine Zu: 
theilung der neuen Kursk⸗Charkow⸗Prioritäten über das Maß deſſen, worüber 
der hieſige Platz verfügen kann, beanſprucht zu werden. Preußiſche Priori⸗ 
täten bleiben träge, dagegen bot der Verkehr in Eiſenhahnen heute ein gün⸗ 
ſtigeres Bild, wenigſtens war Intereſſe für einzelne Papiere wieder wahr⸗ 
zunehmen, welches auch deren Preis zum Theil weſentlich beſſerte. ir 
nennen als dazu gehörig Koln⸗Mindener, Rheiniſche, Mainzer; rege Umfäge 
machten ſich in Rhein⸗Nahe und wohl auch in Kofelern zu allerdings wei⸗ 
chendem Courſe; für Halle⸗Sorau⸗Guben erhielt ſich zu 75% Begehr. In 
Banken iſt das Geſchäft nicht belangreich, Anhalter und Leipziger ſind theurer, 
Berliner Handel und Disconto⸗Commandit, Poſener und Thüringer herab⸗ 

eſetzt. — Die opt. türkiſche Anleihe ſoll 37% —% bedungen haben. Die 
Die aufgelegte 4% pCt. Anleihe der Stadt Mannheim war gleich beim 25 


ern. 


— . 


ginn überzeichnet, man bot an der Börſe 95% d. h. 1 pEt. über 
nungscours dafür. In preußiſchen Fonds weniger eſchäft als 9 
Prämie für Amerikaner pr. ultimo 78 — 1, pr. eg Au 55 5 

. u. H.⸗Z. 


Breslauer Börfe vom 18. Juni.] Schluß⸗Courſe. (1 Uhr Nachm.) 
Ruſſiſch Papiergeld 83½ —7 bez. u. B. Oeſterr. Banknoten 88% — bez. 
Schleſ. Rentenbrieſe 91% bez. Schleſ. Pfandbriefe 83% bey. u. Br. Oeſterr. 
National⸗Anleihe 55% Br. Freiburger 113% Br. Neiſſe⸗Brieger —. Ober: 
ſchleſiſche Lit. A. und C. 184% Gd. Wilhelmsbahn,90 Br. Oppeln⸗Tarnowi 
75% bez. Oeſterr. Creditbank⸗Actien 86 Br. Schleſ. Bankverein 115% Gd. 
1860er Looſe 73% Br. Amerikaner 78% bez. u. Gd Warſchau⸗Wiener 59 
bez. Minerva 37% bez. Italiener 51 %—52 bez. u. Br. 
Breslau, 18. Juni. Preiſe der Cerealien. 
Feſtſetzungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel 5 Silbergroſchen. 


fein mittel ordin. ein mittel ordin. 
Weizen, weißer 112—117 108 95103 Gerſte 58—59 57 50—55 
do. gelber; 108—110 105 93— ie TE 40—41 39 37—38 
Roggen, ſchleſ. 72—73 71 66— 69 Erbſen 62—65 60 45—55 
do. fremder —73, 65 54— 60! 

Loco- (Kartoffel-) Spiritus pr. 100 Dit, bei 80% Tralles 
18 Br., 17% Gld. 

Officiell e — Ctr. Weizen. 1000 Etr. dogg. — Ctr. Leindl, 
—. Ctr. Rüböl. — Ort. Spiritus. — Ctr. Rap n. — Ctr. Hafer. 


Berliner Börse vom 16. Juni 1868. 
! 


Fonds und Gsld-Üonrse. 
Sreiwr. Staats-Anl. . . 4% 
Staats-Anl. von 185915 

&ito 1884. 5804½ 


Risenbahn-Btnmm-Aotion. 
Dividende pro 1868, 1687. 


N | zeip., Sachverſtändige find vorgeladen der ‚VBücherrebifor | Florenz, 17. Juni. Die Deputirtenkammer nahm in ihrer heutigen äschon-Mastrictt 0 0 44 7 ba. 
47 6 4 z 185 ai 1857.09 
; u „Dr. Brintmann, Buchbalter Schrödter, Diätar Stodhau:|Sisung mit 160 gegen 57 Stimmen die Geſetzvorlage, betreffend die Er⸗ 112 1 gr — 4 
fen, Buchhalter Sparſ 1 Apotheker Seybold, Director Jobanning, höbung der directen Steuern um ein Zehntel an. alto 1884 ee 18% 13 67 br 0 
= Buchhalter Riedel, Apotheker Meyer, Buchhalter Neumann, Buchhalter] London, 17. Juni. Nach hier eingetroffenen Nachrichten aus Zulla vom u — 4 251% ba Bertin-Görlitz 219 50,5. 
Bauer, Apotheker Holder⸗Egger, Apotheker We Apotheker] 5. Juni find ſämmtliche Truppen am 2. Juni eingeſchifft: nur eine kleine in 1 3 * Fr, 1855 AR 
3; er, Arbeiter Oswald, Arbeiter Buchwald, Böticher Haupt, Apo⸗ 2 digg I ee D noch zurück. Die Abreiſe Napier's war auf BR IR e iu 8 
85 en 12. Junt feſtgefetzt. s aais-Schu ne Borlin-Stettin. 4 8% | B- A 4654 be. 
3 Madrid, 17. Juni. Die Meldung verfchtedener Zeitungen, daß] er Stasonue, bee e , ;8 6 0 v. 0 
. FR Bein von Neuem Anzeichen wabrgenommen würden, welche 3 (Pommer 55e Ode „ 4% 1133 In. 
Be H eine Störung der öffentlichen Ordnung befürchten ließen, wird in halb- & !roseusche ee S eit at 960 es w 
S ö bi. amtlichen Blättern für erfunden erklärt. al de dene 65 br A m = 
Bi Dem Angeklagten werden die verſchjedenen Beweisſchriftſtucke vorgelegt, Belgrad, 17. Juni. Es tritt Unzufriedenheit gegen die Träger] den Naa ink 70 Cadwigeh, Baxb.[in24 182” 4 les f 6. 
pon denen er die Rechnungen und lben als von ihm ie ge- der Regierungsgewalt zu Tage. Agitationen und Wühlereien gewinnen] 2 (Poatersche .. Aa ener e le ran Du. 
En In wa: | Boden. Auf Anſuchen der ſerbiſchen Regierung fanden in Semlin | € . Mains-Lndwash| 7% | 814 1 142 be. 
b { ! 1 nicht sw 5 1 . Mocklenburtzer 2 2% 4 72% B. 
überall nofirt ift, der Staatsanwalt hat dies n 0 t die Haus ſuchungen ftatt. eee ir eee e % , ct ba 
nachträgliche calculatoriſche Feſtſtellung hierüber. Gerichtshof beſchließt]“ Belgrad, 17. Juni. Der Kaiſer von Rußland ließ der pro vi- \schlosische. .. 4 1% ba. Wiedrechl Zerg 3 14 75. 
in dieſem Sinne. N Mar . ſoriſchen Regierung ſein Beileid über die Ermordung des Fürſten aus⸗ Sud 4 75 Befdcee mx. 88% , ben . = |, e — * 
Die dem Angeklagten vorgelegten, mit feinem, Etiquet-verfebenen Flaſchen drücken ſowie feine lobende Anerkennung für die Aufrechterhaltung der F 7 dib dan 
und Pulver, deren mehrere von dem General⸗Stabsarzt Geheimrath Pr. Rub und Ordnung, und ſeine Wünſche, daß die Wahl des neuen Aus:ändisahe Fonds. Fr aan Jan 
= Grimm und dem Dr. Brinkmann e worden ſind, erkennt der e und Ordnung, und feine Wünſche, daß die des neuen oer. Wat A 18° DON, br. be n „ | Bi 8 e 
f e als fein Fabeitat nicht an, weil fie nicht mehr mit feinem Siegel] Fürſten nach dem Willen des Volkes ausfallen möge. In einer neuen] 4% Toca % 74 f be. ene ee 8 l 241% be; 
loſſen find. Von einer Schachtel Chininpulver behauptet der Ange] Proclamation an das Volk giebt die proviſoriſche Regierung die Ber | a ee ea 251 5 eee .* 
5 ' dne daß wie en ber, aufe. die diane fer n 1 ſccherung, fie werde den Willen Serbiens Geltung zu erwirken wiſſen. it ge 9 82 D . 
5 90 met daß er vielmehr annehmen müfie, das Ctiqwet ſei Tpäter | In Folge von Geſtändniſſen einiger der verhafteten Perſonen haben] Ka neue 8 5 vn dito Naeh b “ ee 
Ss folgt das Inquifttorium des Angeklagten, der ſich behufs Aufklärung neue Verhaftungen ſtattgefunden; darunter die der Schweſter der Fürſtin] dito Pofn. Sch. O Kir) r a, 26 Der b 
ber Sache vorher das Wort erbittet. Nachdem der Präſident ſeinem Wunſche] Alexandra Karageorgewic und 5 Studenten. ie Liqu-Pianddr. 4 1 Ven Wan * . 
1 erklärt der Angeklagte kurz Folgendes: der Gerichtshof werde Nom, 16. Juni. Eine Amneſtie für die politiſchen Gefangenen] Fam. Ob. a 50% zus 0 . Bl | 3 BON be 
Aus ber ug ersehen haben, daß er auf biele Vorhaltungen keine genaue | wird an dem Tage, an welchem der Papſt vor 22 Jahren die Regie: arena, 40 ae, rk . 8 he 6 Benk- ard Indusiris-Papisre, 
rung babe geben können. Dies habe feinen Grund in dem Umſtande, He baden. 38 Fl. Tod — Ju, bs Berl Besen: V. i 24% 4 169% B 
; 1 gerade 5 m der 5 — — chen Kue 8 rung angetreten (21. Juni) erlaſſen werden. (T. B. f. N.) Ameriken. St-Anl, 5 78 ½ tr. e an 8 si } 198 bn G. 
ngen und die Verwaltung des eigenen Ge einen Leuten habe über⸗ 5 2 ͤ Iiremser Bank. .j 8 a 112% B. 
jaſſen müßen. Er babe eben michls weiter ihun tonnen, als dem mit der Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. E r h dic ba. 6, 
. Leitung des Geſchäfts betrauten Commis die Beſtellzettel zu geben und ſeinen (Wolf's Telegraphiſches Bureau.) 5 dito I 43 55 a. erer Bank . 1% | 8. E 
Leſuten die gewiſſenbafteſte Anfertigung zu empfehlen, was er jedesmal ge⸗ London, 17. Juni, Nachm. 4 Uhr. Schluß ar urſe: Conſols 947 en FR 255 — . "nl: 5% 285 b. 
ſban habe. Die Rechnungen habe er nach den Angaben feines Commis in] roc. Spanier 87%. alien. 9 Rente 52, Lombarden 15%, ia 72 12 0 = dena. Ford. 2 8 1% f 60% 8 
der Sommerwohnung ſeiner damals erkrankten Familie geſchrieben und zwar] Merieaner 1676. ö pros, Ruſſen 86. Neue Ruſſen 85%. Silber 60%. dito ins 10 0 „ Voreins-B.j1084. | as, 14 118. 
weil feine Leute damals Tag und Nacht zu hun gehabt und ſomit keine] Türkiihe Ane ide von 1065 38%. Zproc. Verein. Staaten⸗Anl. pr. 1882 73, —— n 2 be, Königaberger B.| die 5 f 6. 
Zeit dar nehabt hätten. Es werde in der Anklage don einer ungenauen London, 17. Juni, Nachm. 4 Uhr. In die Bank floſſen heute 125,000 48 4783 0 — 1 1 2), 1 — 9 
Leontecle geſprochen; er wiſſe nicht, wie die Controle gehandhabt worden fei, | Pfd. Sterling. ; 54 dito Aır 120 et. b. & eosener Bann 1½% 5% |& 14 5 5, 
1 . ſtehe feſt, daß die Leute, welche mit derſelden beauftrazt worden, Florenz, 17. Juni, Morgens. Ital. Rente + O0, 2: ba, derb. Wü) 44 [821% r. ee. Bade, a Lift, ble 
ſolche Differenzen, wie fie die Anklage 2 auf den erſten Blick hätten Frankfurt a. M., 17. Juni. Nachmittags Uhr 30 Min. iz chlu 55 en ME Em plo Tuhlinger Bas! 7 4 1 — dr. 
fſehen müſſen. — Weitere ir ält der Präſident in dieſem Sta⸗ Courſe.] Wiener Wechſel 1024. Deiterreihüihe "rational: Anleihe 53%. % IV. Bm al „- — 11 5 
Dim der Verpandlungen für überflüſſig. In Betreff des Verſchwindens des 6% Verein. Staaten -Anleihe pr. Ide 7 fer. 85 Ludwigsbabn, Ki Ener. Mär 10 876488 — a | „| 
Stadt⸗Commiſſionsbuchs erklärt der Angeklagte, daß das alte voll geweſen Baieriſche Prämien⸗Anleibe 101. 1854er Loy 5 % 186Ver Looſe % dito con. 4 86 B. e eee ee 
fei, und daß er ein neues überhaupt nicht mehr angelegt habe. Das ae 1864er Looſe 90 J., Oberheſſiſche 74%, ‚Ruf. . 83%. — Lom⸗ — DL es en 40 20 21 = 
Blatt, ſo erklärt der Angellagte, ſei beſchmutzt geweſen, weshalb er es barden 179. Durch fortdauernde Realiſationen be t. : be⸗ ee n 11889505 . % Peter ; 2 Euer 
berausgenommen habe. Das Conto des Centralcomite's habe es nicht! Mainz, 17, uni. Die Mehreinnahmen der beſſiſchen Ludwigsbahn bes | dercn K ..1e 5 Disc,OomAntı) ? s 18 0 
heraus g 5 > 9 
enthalten. 8 trugen im Mai 52,000 Fl. und zuſammen bis ultimo Mai 240,000 Fl., von dito . % 2 Saw erb. / % F ff bac ba, 
Brücherreviſor Adolphi: Das Blatt ift nicht herausgenommen, ſondern welcher Summe 197,000 Fl. auf die alten Strecken fallen. N dito CA 88% 6, N 3*˙ 8 887 = 2.0. 
herausgeſchnitten. Wien, 17. Juni, Abends. [Abend⸗Borſe.] Eredit⸗Actien 190, 40. dur 21 b. alder a? , f 2 K. 
eine Aenderung im Conto pro Diverſe giebt der Angeklagte zu, be: | Nordbahn —, —. 1860er Looſe 84, 00, 1864er Looſe 87, 50. Böhmiſche due F. 4 9% Dest, Orodb.-A. 8, 74 5 „864, et 854 be | 
bauptet aber, daß er dies in Folge einer irrigen Eintragung geihan habe.] Weſt ahn —, — Staatsbahn 257, 00. Galizier 204, 50. Steuerfreies = GPRS D- D „an 
* er giebt der Angeklagte zu, daß er einen Vermerk, der gerade auf das] Anlehen —, —. Napoleonsd or 9, 24. Lombarden 175, 20. Ungarische ter . :. 13 A . 0 1 1 5 
fehlende Blatt hinweiſt, gemacht bat. Der Präſident conſtatirt, daß dieſe] Creditactien —, —. — Matt. ; hein. r. t. gar. . Ir 1964, 8. Minerva ..... 0 % is ar der @ 
* : ruch ſtehe. An en. 17. Juni, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Petroleum⸗Markt. Riein-Nahe-B. gar. 1416002 b2. Ehr. v. Wieenbdi. Jin, % s 137% B. 
Erklärung mit der erſten im Widerſpruch ftebe., 5 - en, 17. Juni, Nach 957 0 eee 
Der Staatsanwalt zum Angeklagten: Wie ſind Sie zu den Lieferun⸗ Außerordentlich ruhig, Preiſe jedoch gut beharrte e Type weiß, Berlin, 17. Juni. Weizen Loco 73-95 Thlr. pro 2100 Pfd. nach 
gen gekommen, wer hat die erſten Lieferungen beſtellt? loco 47, pr. Juli 48, pr. September 50, pr ae 5 Er Qualität. oggen loco „5457 Thlr. pro fb. 
Angeklagter: Die erſte Beſtellung iſt während meiner Abweſenheit] Hamburg, 17. . Nach muütaas 2 Ups 30 zend bud ⸗Leurſel de. — Raböl bes 10% Thlr. Br. — Spiritus ſoco ohne Jah 
gemacht worden, ſpäter bin ich des Morgens in's Central⸗Burean gegan⸗] Hamburger Staats⸗ rämien⸗Anleihe 87%. National- Anleibe 54%, Defterr. | 18 —18½ Thlr. bez., pro Juni, Juni⸗Jull und Juli⸗Aug. 187. 
9 Beſtell 85 Oeſterreich 1860er Looſe 73 4 12 *. Y: „ x 3 9 % Ka 
die Beſtellzettel[ Fredit⸗Actien 857g erreichiſche a Thlr. bez. und Br., 1 Thlr. Gld., Aug.⸗Sept. 18 7 — , Thlr. bez., und 


gen und habe, gewöhnlich von dem Dr. Brinkmann, 


3 ten. 1 92 , 0 

Er Staatsanwalt: Sie haben von Ihrer militäriſchen Dienſtpflicht ge⸗ 

ſprochen; in welcher Eigenſchaft und wo waren Sie beſchäftigt. — Ange⸗ 

flagter. Ich war Unteroffizier bei der Sanitätscompagnie und im Dienſt 
in der Kaiſer Franz⸗Grenadier⸗Kaſerne. — 

Ss folgt um 1 Uhr eine Pauſe bis 14 Uhr. 5 

Nach der Pauſe folgt das Inquiſitorium in Betreff der einzelnen Medi⸗ 

camente: 

Präs.: Die Anklage behauptet, daß in den 

dimplex ſtatt zwei Unzen noch nicht einmal eine 1 

ka} Angekl.: Es iſt möglich, daß ſolche Abweichungen ſtattgehabt haben, 

Dass liegt indeſſen in der Vertheilun der Arznei in die Flaſchen; denn, wie 

ſch bebaupten muß, und wofür ich Beweis antrete, ift das beſtellte Quantum 
im Laboratorium angefertigt und zur Verpackung abgegeben worden. 

Präſ.; Sie ſollen aber auch weniger Flaſchen abgeſendet haben? 

Er In ekl.: Das iſt nicht 5 8 Herr Präſident! : . 

5 Beil: Nach Ausweis des Defectionsbuhs haben Sie in der Lieferungs- 
überhaupt gar nicht jo viel Tinetura opii simplex beſeſſen? 

Angekl.; Gas Defectionsbuch kann ich nicht als maßgebend betrachten, 


laſchen mit Tinctura opii 
nze enthalten geweſen ſei. 


FEN 


geit 


hein. Bahn 117. 1 
1864er Ruſſiſche 1866er 
nleihe 104 /. proc. Verein. St.⸗Anl. pr. 1882 70%. 
duden 5 Au 1 158 il 30 Minuten. [Getreid kt.] 
amburg, 17. Juni, chm. ri „ e mar 
Ri Bancothaler B 
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Roggen fest. Weizen pr. Juni 5400 Bid, netto 149 r., 
14800 f Jul 5 Pr, 144 Ge, pr. Juli⸗Auguſt 139 Br., 


d., pr. Juni⸗Juli 145 Br., 
0 1 i 5000 Pfd. 96 Br., 95 Gld., 
138 Gld Roggen pr. Juni Pfd. Brutto 91 ld. 0 0 


uli 93 Br., 92 Gld., pr. Juli⸗Auguſt 92 Br., 1 
NN eſchäftslos, loco 21, pr. October 22, Spirttus höher, 26%. 
Kaffee verkauft 2500 Sad Rio loco zu 4—4%. Zink ſehr fe. — 


Sehr ſchönes Wetter. 5 

1 17. Juni Mitte Baumwolle: 15,000 Ballen Umſaßz. 
Theurer. Middling⸗Orleans 11%. Middling⸗Amerikaniſche 10%. Fair 
Dbollerah 9. Middling fair Dhollerah 8%. Good middling Dhollerah 8. 
Bengal —. Fair Bengal 8. Fine Bengal —. Fair Domta 9%. Good 
fait Domra 9%, Fair 11. Fair Egyptiſche 12. Savannah —, 
Fair Smyrna 97. 


mis 


9 55 März⸗ Verſchiffung — x 


% 
Br., 18% Thlr. Gld., Sept. Oct. 17 — 4 Thlr. bez. u. Br. 
Breslau 18. Juni. Für Getreide war am heutigen Markte ſehr 
feſte Stimmung Hochebene be der Preiſe ſich Hache zeigten. 
Weizen war in feſter Haltung, pr. 84 Pfund ſchleſiſcher weißer 93 bis 
117 Sgr., gelber 92—111 Sgr., feinſte Sorte 1—2 Sgr. über Noti: bezahlt. \ 
— Rogaen.böber bezahlt, pr. 84 Pfd. 54—61— 73 Sgr., feinſter 74 S 
Gerſ. feſte Haltung, pr. 74 Pfd. gelbe 50—53 Sgr., belle 54 —56 Sar. wei 


5760 Sar., feinſte Sorte über Notiz bez. — Hafer bei guter Kaufluſt, pr. 
50 Pfd. 37—39—41 Sgr., feinſte Sorte über Notiz bezahlkl. — Erbſen 
17175 — Wicken ſchwach beachtet, pr. 90 Pfund 44 bis 52 Sgr. — 
elſaaten. Von neuem Winterrübſen waren heute kleine Pöſtchen am 
Markt. — Lupinen ohne Handel, — Bohnen ſchwer verkäuflich, pr. 
% Pit. 75-80 Sgr. — Schlaglein ſchwach tet. — Raps kuchen 
ohne Frage, 49—52 Sgr. pr. Eentner, — Mais (Auturuz) wenig beachtet, 


60—65 Sar. vr. Ctnr. S 
f Verantwortlicher Redacteur: Ur. 1810 Y € 
Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. Fats 
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